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Rats,hlöge für eine Haushaltbevorratung 

1. Grundvorrat für 2 Wochen 

Eine Zusammenstellu ng des Bundesernä hrungsministeriums 

Vorrat für 

lebensm ittel Holtborke.tsdouer 

1 Person 2 Personen 4 Personen 

Teigwaren 1 kg 2 kg 4 kg '/,-1 Jahr 

er 1 kg 2 kg 4 kg 2-3 Jahre 

seöl 'I, kg 1 kg 2 kg 1 Jahr 

enfett, Schweineschmalz '/, Jahr 

chkonserven. 1 kg 2 kg 4 kg 1 Jahr 

vollkonserven 

schnittskosten nach dem 8 bis 11 DM 16 bis 22 DM 32 bis 44 DM 

stond von Juli 1959 

2. Ergänzungsvorrat 

Dieser Crundvorrat kann durch nam­
s tehpndc Lebe nsmiltel erweitert werden. 
Die Lebensmittel sind lagerfähig und 
SCdlS Monatc haltbar. wenn sie in un­
nngcbrodlCnen Originalpackllnswn Irok­
k.cn, kühl. luftig und vor Uml gesdlützt 
aufbt'wahrt werden, 
a) Mehl, Grieß 
bJ Kniickcb l'o t, Zwieback, I larlkeks, Co rn­

nakcs 
cl I [ül se nfrüdl le (möglidls l zum Schnell­

karnen vorbehandelt) 

" 

d) Korn.rf'rtigl' Supppn 

e) Cf'lrocknplf' SpC'isf'kartoffeln in Stük­
kC'n odf'r flulvf'l"form (z. B. Kartoffel­
kloßmf'hl) . Puddingpulver 

f} Gf'l11ii sC'kOI1~H"rVf'n (auch Sauerkrau t 
lind Gurkl'l1 in Dosen),Obstkonservcn , 
Tomalpnma l'k. Trockenobs t 

g) MarmC'ladf', I lonig (i n Glasbehältern) 

h) I lallbal'c Süßwaren , Schokolad e, Kakao 
i) Dmwrwul'sl, Riillchrrsppck (u n verpack t, 

trocken und luftig au fhüngcn) 

Wie aufbewahren ~ Wie verpacken? 

tracken, kühl,luftig Reit: handelsüblich oder in 
Glösern 

Teigwaron: handelsüblich 

trocken handelsüblich oder in Gläsern 

trocken, kühl, dun- Speiseöl: Kanister·J, 

kel, Sonnenschutz dunkle Flaschen 

Plattonf.lI: handelsüblich 

Schweineschmalz: 
\ Originaldosen·) 

trocken, luftig, Originaldosen·, 

kühl, frastfrei 

' ) Blechdosen außen mit säurefreiem Mineralöl 

einfetten (Ros.gefohr) 

k) KondC'ns mildl . Milchpulver in Dosen 

I) Gf'würzf' (ga nz, nidlt pulverisiert) . 
Salz, Ess ig , Suppenwürze 

m) Rohkafff'l.' und Kafff'c-Exlrakt-Pulve r 
in Dosrn , Kaffee-Ersa tzmisdlUngen, 
Tee, Obstsä fte 

n} für S ii u g I i n g c u n d K 1 e i n k in -
cl er: Uab y nahrung flUr Mildl-, Stül'kc-. 
Ge tre ide- lind Gp m Usebas is 

0) für 0 i ii I ver p f l eg u n g c n tspl'e­
dlClld vorsorgen 
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Schützt die Zivilbevölkerung! 
Ein Appell der NATO an Bonner Parlamentarier 

fwd. In den kommenden Monaten stehen in Bann Fragen zur 
Debatte, die für die zivile Notstandsplanung und damit auch für 
den Zivilen Bevölkerungsschutz von großer Bedeutung sind. 
Um sich über die Ansicht der NATO zu diesen Problemen zu 
unterrichten, weilte Ende November d. J. eine Delegation des 
Bundestagsausschusses für innere Angelegenheiten in Paris. 
Dem stellvertretenden Vorsitzenden dieses Ausschusses. MdB 
Kühlthau. hatten sich angeschlossen die Bundestagsabgeordne­
ten Berger, Dr. Gossei, Hansing, Dr. Kempfler, Kühn (Bonn), 
Schmitt-Vodenhausen, Dr. Schranz und Wilhelrn. Unserer Re­
daktion war Gelegenheit gegeben worden, die Parlamentarier 
zu begleiten und den Fachgesprächen beizuwohnen. 

Aus den Referaten der führenden militärischen und zivilen 
Persönlichkeiten der NATO klang der Appell heraus. die Pakt­
staaten mömten ihr ganz besonderes Augenmerk nun auf den 
Schutz der Zivilbevölkerung lenken und alle Vorbereihmgen 
treffen, um einen solchen Schutz im größtmöglichen Umfang zu 
gewährleisten. In seinem zuversichtlichen Bericht über den Ver­
teidigungsstand der NATO ging der Oberbefehlshaber der Pakt­
streitkräfte, Viersterne-General Norstad, aum eingehend auf die 
Probleme der Zivilverteidigung ein und betonte mit großem 
Ernst die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit dermilitärismen 
und zivilen Führung. Zur Aufrechterhaltung von Ordnung und 
Disziplin, zum Schutz von Anlagen und Einrichtungen, zur Be­
wältigung von Flümtlingsproblemen und zum sekundensdmel­
len Funktionieren eines Frühwarn- und Alarmsystems sei ein 
gut eingespielter Zivilsmutz unerläßlich, der auch auf die Unter­
stützung der militärischen Gremien rechnen könne. 
Sir John HodsoH, Chefberater der NATO für Zivilverteidigung, 
der unseren Lesern bereits durch Aufsätze bekannt ist, die er 
eigens für die ZB smrieb, umriß die konkreten Aufgaben der 
NATO auf dem weiten Gebiet des Zivilen Bevölkerungsschutzes. 
Schon jetzt müsse die Gesetzgebung für Notstandsmaßnahmen 
erfolgen; denn darüber könne kein Parlament mehr debattieren, 
wenn bereits Bomben fielen. Falls rechtzeitig Vorsorge getroffen 
worden sei, dann könne ein Volk auch überleben. Um dieses 
Zieles willen müßten auch verfassungsmäßige Schwierigkeiten 
überwunden werden, und zwar sofort, damit im Ernstfall eine 
Zentralregierung mit einem Allzwedkabinett in der Lage wäre, 
ungehindert die Macht auszuüben. Nach. einer Erläuterung der 
verschiedenen NATO-Ausschüsse und ihrer sehr differenzierten 
Aufgaben im Bereich der Zivilverteidigung ging Sir John Hodsoll 
auf den Selbstschutz der Bevölkerung ein, der sich im zweiten 
Weltkrieg in Deutschland sehr gut bewährt habe. Die Förderung 
des Selbstsmutzes dUl'ch die Regierungen sei eine wichtige Vor­
aussetzung für das überleben, und dabei spiele insbesondere 
die Aufklärung der Bevölkerung über die Gefahren und die 
Bchutzmöglühkeiten eine sehr bedeutsame Rolle. Man müsse 
die Menschen dafür gewinnen, schon jetzt bei Vorsorgemaß­
nahmen mitzuhelfen. "Ohne den Zivilsmutz kann das Verderb­
nis bereits am ersten Kriegstag oder gar schon vorher über uns 
kommen. Er gleimt einer Versicherung, die man remlzeitig ab­
schließen muß!" 
Bei den Banner Parlamentariern bestand nicht nur Einmütigkeit 
darüber, daß Schutzmaßnahmen sinnvoll und notwendig sind, 
sie hielten es auch für sehr wünschenswert, daß der NATO von 
den einzelnen Paktstaaten über die Beihilfe für militärische 
Zwede hinaus auch Mittel zur Verfügung gestellt würden, um 
große supranationale Aufgaben des Zivilen Bevölkerungsschut­
zes in Angriff nehmen und bewältigen zu können. 
Die ZB wird wegen der Dringlidlkeit und Wimtigkeit der in 
Paris behandelten Probleme in ihrer nächsten Ausgabe auf die 
einzelnen Referate und die Diskussionen noch ausführlich in 
Wort und Bild eingehen. 



D
ie Feuerwehr von Bümpliz, einem Vor~ 
ort der sdnveizerismen Bundeshaupt­
stadt Bern, trat kürzlidt zu ihrer jähr­

lichen Ilauptmusterung an. Als sie sich 
nach dem Alarm anschickte . auf die "Brand­
stätte" auszurütken, erschien in geordne­
tem Aufmarsdt auch eine Gruppe von Jun­
gen auf dem Platz. Ihre Helme und die 
um die Brust gcsmlungenen Seile, das an­
gehängte Schanzzeug und vor allem die 
mitgeführten Wagen und Wasserbehälter 
wicspn sie als ridttige .. Feuerwehr" aus. 
Die Bümplizer sind darangegangen, die 
NadtwU(Dsfrage ihrer Feuerwehr auf neu­
artige Weise zu lösen. Es geht ihnen vor 
a llem darum, den Gedanken der freiwilli­
gen Feuerwehr zu fördern, der ja mit den 
großen erzieherischen Werten der gegen-

Der groBe Stolz der Buben sind natürlich die 
selbstangefertigten Geräte. Das Erstaunlich­
ste daran ist aber, daß diese sich sogar in 
der Praxis als brauchbar erwiesen haben. 

GroBes Gewicht legen die Jungen auch auf 
ihre persönliche Ausrüstung. Mit Vorliebe prä­
sentieren sie sich im Stahlhelm der Armee, 
der dem Vater vom Tornister geschnallt wu rde. 

seitigen lIilfe und des Einsatzes zum 
Wohle der Gemeinschaft verbunden ist. 
Man sah den Bümplizer "Bübli" an, daß 
sie nicht nur spielten, sondern daß sie er­
faßt hatten, daß der Kampf gegen das 
Feuer eine ernsthafte Angelegenheit ist. 
Dies zeigte sidl in ihrer exakten Haltung, 
ihren ernsten Mienen und in der Art, wie 
ihr junger Kommandant seine Truppe auf­
stellte und dem Feuerwehroffizier mel­
dete. 
Diese Jugendfeuerwehr besteht aus zwei 
Gruppen zu 15 und 17 ,.Mann". Geführt 
werden sie von zwei Jungen im letzten 
Schuljahr, die es verstehen, ihre Kamera­
den mitzureißen und sie - neben der Teil­
nahme an den obligatorischen übungen -
immer wieder dazu zu bringen, aus eige-

Die Bübli 

von BÜlwlIpliz 

Eine Jugendfeuerwehr stellt sich vor 

ner Phantasie Ausrüstungsgegenstände zu 
entwid<cln, die latsädllidl brauchbar sind. 
So sind gegenwiirtig zwei neue Karren im 
Bau. Einer kann sogar ein 200-Liter-Faß 
als Wassertank mit sich führen. 
Das Widltigsle ist natürlich die persön­
liche Ausrüstung. Mit Stolz präsentiert 
man sich im Stahlhelm der Armee, der 
dem Vater vom Tornister gesdmoUl 
wurde. (Der wehrpflichtige Schweizer be­
wahrt sein Gewehr und einen Teil seiner 
militärisdwn Ausrüstung in der Wohnung 
nuLl 
Mit einem Beitrag von 50 Rappen pro 
Woche finanzieren die Jungen ihren Ein­
satz selbst. Dieser Idealismus wird in der 
Schweiz als gutcs Beispiel zur Nach­
flhmung empfohlen, Man fördert ihn, wo 
es nur geht. Auch im Hinblic:k auf den 
Zivil schutz, dem es ja ebenfalls nur um 
die Gemcinsdlaft geht, um die helfende 
!land von Mensch zu .Mcnsdl. Es kommt 
daher nicht von ungefähr, daß man sich 
im Sdlweizerisdlen Bund für Zivilschutz 
ernsthaft mit den Problemen des Jugend­
zivilsdlUtzes befaßt. H. A. 

(Bild oben :) Angetreten zum Dienst! Die 
Bübli-Feuerwehr besteht komplett aus zwei 
Gruppen zu 15 und 17 "Mann". Geführt wer· 
den sie von zwei Jungen im letzten Schuljahr. 

Die Zusammenarbeit der Bümplizer Freiwilli­
gen Jugendfeuerwehr mit den erwachsenen 
Kollogon ist ausgozoichnot: Dio Weisungen des 
Feuerwehroffiziers werden prompt ausgeführt. 





Südostgrenze der NATO 

• • 

Mustapha Komal Atalürk, der Schöpfe r der 
.ne uen türlc i5Chen Staats·Ve rfassun g von 1919. 

Als eines der letzten Mitglieder der 
Nordatlantismen Verteidigungsgemein· 
schaft hat nun aum die Türkei ihrem 
Zivilsmutz eine gesetzliche Grundlage ge· 
geben. Das bereits am 9. luni 1958 ange· 
nammcne Gesetz trat am 28. Februar 1959 
in Kraft. 

Das ZivilsdlUtzgesctz erfaßt alle Mittel und 
Maßregeln. die notwendig sind, in KricRs­
ze iten oder bei Naturkatastrophen die 
Verluste on Mensdlcnleben und Gütern zu 
vermindern, den Betrieb lebenswichtiger 
ÖffCllllidlcr und privater Unternehmungen 

4 

sicherzustellen und zu schülzen sowie die 
Widf'!rstandskrnft und Verteidigungsan­
strengungen der Zivilbevölkerung zu un­
terstützen. 

Diese der Grundlagen der Zivilverteidi­
gung der anderen NATO-Staaten ähn­
lime Aufgabenslellung wurde maßgeblim 
von den Gutllmten einer lürkismen Re­
gierungskommission bestimmt, die sim 
zuvor auf einer ousgedehnten Studien­
reise über die Zivilsmutzeinrichtungcn 
Westeuropas und der USA informiert 
hatte. Die Kommission weilte aum in der 
Bundesrepublik. Sie zeigte sim u. a. aum 
von der hie r auf dem Gebiet des Selbst­
smutzes geleistete," Arbeit so beeindruckt. 
.. daß", wie der Spremer der Delegation 
bei seiner Absmlußrede im Bundesinnen­
ministerium sagte, .. wir ei n gut Teil der 
Einrimtungen übernehmen und in unsere 
Organisation einbauen werden". 

Organisation 

Der türkisdlC ZiviJsdlUtz besteht aus 
einer zentralen Verwaltung (ZS-Amt), die 
dem Innenministerium untersteht , sowie 
aus dem lokalen Zivilschutz, der sich aus 
Ililfsmannsdu1fien und mobilen Einheiten 
zusammensetzt. 

An der Spitze de r zentralen Verwaltung 
stehen ein ZivilsdlUtz-Direktor und ein 
CheC-Samverständiger sowie eine Reihe 
weiterer Berater. AbteilungsmeCs, Fach­
leute und Inspektoren . Außerdem be­
stehen in der Provinz örtliche Zivilschutz­
zentralen sow ie Alarm- und Meldezentren. 
Der lokale Zivilsdlutz setzt sich aus 

1. lokalen Zivilschutz-Kommissionen, 

2. Betriebswehren, 

3. ei nem kommunalen llilfsdiens t, dessen 
Mannschaften für verschiedene Dienst­
zweige rekrutiert werden, und 

4. den mobilen Kolonnen zusammen. 

Oie Verantwortung für Organisation und 
Verwaltung des Ziv il schutzes trägt das 
Innenminis terium , dessen Weisungen 
durch das zentrale Zivilsmutzamt weiter­
gegeben bzw. durchgeführt werden. 

Die Leiler der kommunalen Verwaltungen 
(Gouverneure und Bürgermeister) sind für 
den Stand des ZivilsdlUlzes innerhalb des 

imL~ 

ihnen unterstellten Gebietes persönlim 
verantwortlim. 

AuC örtlicher Ebene sind die Militärkom­
mandanten verpflichtet, mit den lokalen 
Behörden zusammenzuarbeiten und sie 
in ollen Fragen dcs Zivilschutzes zu unter­
stützen. 

Gefahrenzonen 

Das türkisdle Territorium wird zivil­
schutzmüßig in verschiedene Zonen ein­
geteilt, je nach der Empfindlichkeit gegen 
Luftangriffe und der sonstigen Verwund­
barkeit. Die meistgefährdeten Gebiete 
werden als "Gefahrenzonen" bezeichnet. 
In diesen Zonen wird der Zivilschutz be­
schleunigt ausgebaut. Weiter soll jenen 
Gebieten. Städten und Ortschaften Vor­
rang gegeben werden, die wegen ihrer 
strategischen Lage und Bedeutung der 
Gefahr von fcindlimen Luftangriffen und 
von Naturkatastrophen in besonderem 
Maße ausgesetzt sind. Kommissionen auf 
lokaler Ebene sind gegenüber der ober­
sten kommunalen Verwaltung dafür ver­
antwortlich. daß der personelle und ma­
tcrialmüßige Bedarf des Zivilschutzes 
slets geSichert bleibt. 

Gese tzliche Grundlagen 
des türkischen Zivilschutzes 
Die Angehörigen des lokalen Zivilschut­
zes werden nuC Grund des Gesetzes auf­
geboten, wonam alle in GeCahrenzonen 
wohnenden Männer und Frauen zwischen 
15 und 65 Jahren zivilschutzpflidttig sind, 
soweit sie nlmt der militärischen Wehr­
pflidlt unterliegen oder anderweitig on 
der Landesverteidigung beteiligt sind:. 

Die ausgehobenen Hilfsmannschaften 
werden verschiedenen Dienstzweigen zu­
~eteilt und sind hernach verpflidttet, an 
der Ausbildung und den übungen weiter 
teilzunehmen. Diese dürfen jedoch 72 
Stunden im Jahr nicht überschreiten. Die 
Zivilsmutzpflimt erstredd sich jedom 
nicht nur auf die Ausgehobenen allein. 
Vorerst sind alle Behörden, privaten In· 
Slitutionen und Betriebe verpflimtet, bei 
der Planung und dem Aufbau des aktiven 
Zivilsdllltzes aktiv mitzuwirken und ihre 
Arbeit zu koordinieren. Darüber hinaus 
sind im Falle von Katastrophen olle 
augenblicklich im Lande ansässigen Per-



lide des weißen Halbmondes 
sonen (amh Ausländer), alle öffentlichen 
Behörden, in· und ausländische Institu· 
tionen, Organisat ionen, Gesellschaften, 
Firmen usw. verpflichtet, sich dem Zivil· 
schutz zur Verfügung zu stellen. 

Evakuierung 
Das Innenministerium ist weiler verant· 
wortlich für die Ausarbeitung von Plänen 
für die Räumung besonders bedrohter 
Gebiete und für die Sicherstellung des 
Staatssmatzes. 
Die Evakuierungspläne müssen vom tür· 

kischen Verteidigungs rat genehmigt wer· 
den und dürfen erst auf Besmluß des 
Ministerrates durchgeführt werden. 
Zu Evakuierungszwecken können alle 
Transportmittel, Gebäude und Lokale, 
die entweder ganz oder mindestens zur 
Hälfte dem Staat gehören, ohne weiteres 
benützt werden. Alle Ausgaben im Zu· 
sammenhang mit Evakuierungsmaßnah· 
men, wie z. B. für Transporte, Unterbrin· 
gung usw., werden vom Staat vergütet. 
Im Falle von Katastrophen sind die kom· 
munalen Behörden ermädttigt - nach. Ver· 

einbarung mit den zuständigen militär i· 
sehen Behörden - alle Güter, so vor allem 
jegliche Transportmittel, für die Evaku· 
ierung und andere notwendige Zivilschutz· 
maßnahmen zu beschlagnahmen. Für den 
Wert der requirierten Gegenstände kann 
später eine Entschädigung gewährt wer· 
den. 

Melde· und Warndienst 
Der Zivilschutz ist im Augenblick dabei, 
in enger Zusammenarbeit mit dem Kom· 
mando der türkischen Luftstreitkräfte in 

Gleich steinernen Wächtern stehen di ese Felsen in dem land, das von der 
NATO als südöstlichster Pfeiler der Ve rteidigungsgemeinschaft ausgebaut 
wurde. Uberall setzt eine Modern isierung ein. Nur noch we nige Jahre, und 
das idyllische Bild de r bei den reitenden Frauen gehört der Vergangen heit an . 

Genau so kompromißlos, wie di e türki sche Bevölkerung di e Reli. 
gion ihrer Väte r übe rnommen hat, so uneingeschränkt befolgt 
sie auch die Pol iti k de r Verteidigungskoordination mit den Nord­
atlantikpakt-Staaten gegen eventue lle AngriRe aus dem Osten. 
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allen Lurtverteidigungszentren der Luft­
waffe eine Melde- und Alarmzentrale 
einzuridtten. 

Der Alarm für die Zivilbevölkerung 
wird durch Drahtverbindungen und Funk 
von den Melde- und Alarmzentralen an 
die lokalen Zivilsdmtzzcntren geleitet 
und von diesen aus durch das staatliche 
Radionetz und andere Mcldccinrimtungen 
an die Bevölkerung weitergegeben. 

Fina nzielle Grundlogen 

Alle Ausgaben für die Einridttung und 
den Ausbau des Zivilschutzes (Materia l, 
Aus rüs tung usw.) werden aus einem be­
sonderen Zivilschutz-Fonds bes tritten, 
der aus dem Etat des Innenministeriums 
entnommen wird. Ocr Fonds s tützt s ich 
auf folgende Quellen: 

a) 1 Promille der regulören Einnahmen 
des Staatshaushalts, 

b) 1 Promille von den Jahreseinnahmen 
der staatlich nicht unterstützten Ver· 
waltungen, 

c} I 't", vom Nettoeinkommen der Han· 
deisorganisationen, Banken usw., die 
ganz oder mehr als zur Hälfte vom 
Staat finanziert sind, 

Nicht nur in de r Mode, sondern auch in ihrer 
Denkungsart tun es di e jungen Türk innen 
ihren Schwestern im westlichen Europa gleich. 
Auch sie tun Dienst in der Zivilvertoid igung. 

Der Bau von US·Raketen·AbschuBbosen wird 
iet:r.t in der Türkei :r.ügig vorangetrieben. 
Unse r Bild zeigt : Nura Yamut, Generalstabs­
chef dor Armee, bei einor lagebesprechun.g. 

Hauptanliegen der Regierung in An kara is t : 
wirtschaftliche Bearbeitungsmethoden in der 
landwirtschaft einzuführen. Auf d iesem Ge­
biet haben d ie Türken schon allerlei ge lernt. 



d) I/!Ofo der Jahreseinnahmen der kom­
munalen Verwaltungen, jedoch ohne 
Einbeziehung von Rückzahlungen 
beim Staat aufgenommener Anleihen 
und Einnahmen aus dem Verkauf von 
Besitztümern. 

Alle privaten Institutionen und Betriebe 
sind verpflichtet, die Ausgaben für ihre 
eigenen, durch das Gesetz vorgeschrie­
benen Zivilschutz-Maßnahmen selbst auf­
zubringen. 

Verstöße gegen das Zivilschutzgesetz 

Im zweitletzten Abschnitt des Zivilschutz­
gesetzes si nd die Strafbestimmungen für 
die Verstöße gegen das Gesetz nieder­
gelegt. Diese werden angewendet gegen 
jeden, der es unterläßt, die ihm durm das 
Gesetz auferlegten Pflidtten zu erfüllen, 
sowie gegen alle d ie. die durm Sabotage. 
Verbreiten von Gerüdl.ten oder auf an­
dere Weise gegen den Zivilschutz arbei­
ten. Das Strafmaß umfaßt Bußen von !j0 
bis 500 türk. Pfund und Gefängnisstrafen 
von 5 Tagen bis 5 Jahren. 

Beispielsweise werden Angehörige des 
Zivilschutzes, die ohne stichhaltigen Ver­
hinderungsgrund einer Zivilsdtutzdiensl­
leistung fernbleiben (Ausbildung, übun­
gen, Musterung. Kurse usw.) , mit einer 

In Ismir ist das Hauptquartier der NATO-Streitkräfte in Südosteuropa untergeb racht_ 
Künftig soll von hier aus auch der Einsah:: der Raketenwaffen gelenkt werden. 

Buße oder mit Gefängnis von 1- 3 Mona­
ten bestraft. Wer es unterläßt, seinen 
Wohnungswedtsel der zuständigen Be­
hörde zu melden, kann mit Gefängnis von 
10 Tagen bis 1 Monat bestraft werden. 

Mit diesen verhältnismäßig strengen 
Strafbestimmungen wollte der Gesetz­
geber die Grundlage für eine wirksame 
Ausbildung der zum Zivilschutzdienst 
ausgehobenen Mannschaften schaffen. 

Das türkische Zivilschutzgesetz hat die 
Grundlagen zu einer Organisation ge­
srnaffen. die allen öffentlimen Behörden 
und privaten Organisationen sowie einem 
beträchtlichen Teil der Bevölkerung in­
nerhalb der Gefahrenzonen genau umris­
sene Pflidlten gegenüber dem Zivilschutz 
auferlegt, der damit zu einem wesent­
limen Bestandteil der totalen Verteidi­
gung der Türkei wird. 

Oie Türkei hält etwa 442000 Mann unter den 
Waffen , einschließlich der Sonderorgani satio­
nen. Das sind etwa 1,90/0 der insgesamt 23,3 
Millionen Menschen zählenden Bevölkerung. 
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ZB-Bildreportage von einer kombinierten Zivilschunübung 

Szenen dieser Art konnte man in jener Nocht, 
in der in der Stadt Baden für den Zivilschutz 
geübt wurde, überall beobachten. Links : Pio· 
niere des luftschul:lbataillons 21 am Werk. 
Oben: Hier wird überlegt, wie ausgefallene 
Hilfskräfte am schnellsten zu ersetzen sind. 
und wo am zweckmäßigsten Verpflegung be­
reitgestellt werden sollte. Unten : Schäden 
müssen schnell erlaB., notiert und an die 
Zi'lilschutu:entrale weitergemeldet werden. 

" " 

t ~'4 
•. :=,~ 
- ~- ~. 





Zu unseren oberen Bildern : Die Pflege 
.. Verletder" übernahmen selbstverständlich 
Frauen. - Wer nicht aufpaßte, konnte in der 
Dunkelheit der Badener Ubungsnacht leicht 
über die Attrappen "Sewußtloser" stolpern. 
Oft fehlte nicht viel, und man lag daneben. 

t .... Nollpitit .... _nie. laufend .SdI_r­
............. eingeliefert, dä. drinOHcl der 
IrztllcMo Hilfe bedllrfH. FGr die .ohr ........ 
1pIUdI .... K .... heiat den: seII .. II. _ 
grilndUch ....... _ ..... daM IOlort Oft,· 
--. ob .. I. ~ .. __ .... 8. 

Direkth ilfe bei Nacht 

Was ist in Baden los? Die Stadt ist verdunkelt. 10000 Menschen füllen 
die Straßen. Jedermann scheint zu warten, zu lauschen. - Sirenengeheul. 
Fliegeralarm ... ! Eine sorgsam vorbereitete kombinierte Zivilschutzübung 
hat begonnen. Fast die gesamte Bevölkerung der im Sdlweizer Kanton 
Aargau gelegenen Stadt nimmt daran teil. Etwa 2500 Menschen sind aktiv 
an dem Geschehen beteiligt. darun ter die Angehörigen des LuJtsmutz· 
bataillons 21. das im Kriegsfall für den Sdtutz der Badener Bevölkerung 
eingesetzt werden soll. Die Betriebssmutzorganisationen sind ebenso 
aufgeboten wie Feuerwehr und Zivilschutz. Ein Sprecher erläutert die 
(angenommene) Lage: "Mehrere Schweizer Städte wurden angegriffen. 
Ein fremder Fliegerverband nä hert sidt schnell unserer Nordgrenze ... " 



Und dann fallen die "Bomben" ... 

Die übung sollte so naturgetreu wie mög­
lieh ablaufen. Deshalb wurde ein unge­
heurer Feuerzauber in Szene gesetzt. An 
allen Ed<en und Enden kramten Raketen, 
detonierten Petarden. Das Edlo in den 
engen Gassen der alten Stadt hörte sid} 
fürchterlich an. Mit Napalm und Bengal 
wurden Brände entfamt ... 

* In der Telefonzentrale des Kommando-
postens (Ortsdtefl herrsmt Hochbetrieb. 
Fast ununterbrochen schrillen die Tele­
fone. Katastrophenmeldungen werden 
durchgegeben. 
Ein Polizist stürzt herein. "Aufs Stadt­
haus ist eine Bombe gefallen", meldet er 
atemlos. "Es ist zerstört und brennt lim­
terloh ... " - so will es der Plan der 
übung. Auch der Hauptbahnhof hat 
smwere Treffer bekommen. Feuerwehren 
rasen heran. Mit Leitern wird das Bahn­
hofsgebäude umstellt. Auf Bahren werden 
.. Verletzte" aus den Etagen geholt. Bei­
zender Raum, aus lohenden Feuerpfan­
nen gespeist. erschwert die Arbeit. 
überall in der Stadt markieren riesige 
Feuersäulen die "Treffer" der feindlichen 
Bomber. 
Die Stadt ist schwer angeschlagen. Es gilt 
zu retten, was zu retten ist ... 

Textunterlagen und Fotos : 
Hans Steiner, Bern 

Das Bemerkenswerteste an der Badener Zivil­
schutzübung : Zum erstenmal in der Schweiz 
wurde ein Feuerwehrlöschzug eingesetzt, der 
einschließl ich des Kommandanten nur aus 
Frauen bestand. Sie gingen mit Ernst und 
Tatkraft an ihre neuartige Aufgabe heran . 

.,., ••• 1IcIIe La. 11 &1JoI 11 ...... rüdd. ...... 

..... _hll" .... clie IComoncmcIaftll. Ih .. ..,..,Ie. Wo Ist LIIIc:h_ Es gI", ..... _I. __ U~ __ 

-a... ~II ..... sicher oInd die SdIIIu­
........... Es Idappt wie .. Sclulircll ... 
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Ausreichende Lösmwasservcrsorgung an 
jeder Stelle. zu jeder Zeit und in jeder 
crforderlidlen Menge ist nimt nur zu Kri· 
senzeiten, sondern BUch zu normalen Zei· 
ten erforderlich. Leider sieht es da auf 
dem flamen Lande nicht nur in Dürre­
zeiten, wie sie uns dieses Jahr beschert 
woran, nom übel aus, obwohl bei genü­
gender Fürsorge hinreichend Lösrnwasser 
vorhanden sein könnte. Was nützt es, 
wenn die Männer der Freiwilligen Feuer­
wehren in beispielloser Uneigennützigkeit 
Leben und Gesundheit für Leib und Habe 
ihrer Mitmenschen einsetzen, ihrer Hilfe­
leistung aber deswegen kein durdtsmla­
gender Erfolg beschieden war, weil das 
Wasser einige 100 Meter hcrbeigesrnafTt 
werden mußte lind die SdtlaudlVorräte 
nur einer Wehr zur überwindung dieser 
Wegstrecke nicht ausreichten. 
I funderltausende an Volksvermögen ge· 
hen alljährlich verloren, weil das Wasser 
zu weit herbeizuschaffen war. Nur ein 
Beispiel: Vor einigen Jahren brannte die 
Sdleune eines etwas abseits gelegenen 
Bauernhofes infolge Brandstiftung nieder, 
dann sprang das Feuer auf weitere Ge­
biiude über. Es war zwar ein Teirn in der 
Ntihe vorhanden, dorn dieser war so ver-
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Von Branddirektor a. D. A. Klinkmüller, Hamburg 

srnlammt, daß man aus ihm kein Wasser 
entnehmen konnte, man mußte also eine 
Strecke von etwa einem Kilometer durm 
Srnlauchleitungcn überbrücken. Nun kam 
es bei dem gleichen 1I0f vor zwei Jahren 
wieder zu einem Schadenfeuer infolge 
Brandstiftung; der Teich war aber immer 
nom versdllammt, so daß die Entnahme 
von Lösrnwasser unmöglidl war! 

Ileute glaubt man oft, auf die damals für 
den Luftschutz geschaffenen Lösdlwasser­
stellen verzichten zu können, und das be­
sondern deswegen, weil man meint, daß 
die Unterhaltungs kosten mit dem Wert 
der Anlagen nicht in Einklang zu bringen 
sind. Wenn man aber die Verluste durch 
Großfeuer auf dem Lande betrachtet, 
dann muß man zu der überzeugung kom­
men, daß die bei flüchtiger Beurteilung 
hoch crsmeinenden Unterhaltungskosten 
sich doch lohnen. Wir kleben leider zu oft 
am Pfennig, um dann durch falsm ange­
brachte Sparsamkeit Tousende zu vcrlie· 
ren. 

Dos Heranbringen des Löschwassers an 
BrandsteIlen bzw. Brandgebiete ist also 
von größter Wichtigkeit. Dazu bieten sich 
zwei Möglimkeiten an: 

1. Anlage vieler Wasserentnahmestellen 
(im Kerngebiet einer Großstadt alle 
200 bis 250 mein Löschwasserbehälter 
von mindestens 500 cbm Inhalt) . 

2. Reidllichc Ausstallung der Löschein· 
heHen mit großkalibrigen Schläuchen. 

Was nun die Anlage von Löschwasser· 
entnahmestellen betrifft. so ist diese in 
dicht bebauten Städten mit ganz erheb­
lichen Kosten verbunden. während bei 
Neuplanungen mit Grüngürte ln diese idea­
les Gelände für Lösmteiche darstellen. 

Ist hingegen das Wasser über längere 
Wegstrecken heranzufördern, dann nimmt 
die Entwicklung des Lösmangriffs eine. 
erheblime Zeit in Anspruch. Die Brand· 
bekämpfung ist aber bekanntlidt ein Wett· 
lauf mit der Zeit. Nun hat man sich wäh· 
rend des letzten Krieges ausgiebig mit der 
"Löschwasser(örderung über lange Weg­
strecken" befaßt. Wird man aber beim 
Einsatz erst Rechenaufgaben lösen? 1st 
bei dem I-lintereinanderschalten mehrerer 
Kraftspritzen immer eine Verbindung 
zwischen den einzelnen Maschinis ten vor· 
handen? Am einfadtsten und sichersten 
wird dann die Zwismensmaltung von Be· 
hältern sein. Besonders ungünstig liegen 



hier die Verhältnisse für den Selbstschutz. 
Nun wird man versucht sein zu sagen : 
"Ich kann mit einer TS 2 bei einem Aus­
gangs druck von 55 mWS und freiem Aus­
lauf in ebenem Gelände mit einer C-Lei­
tung 200 lImin reichlich BOO m weit för­
dern, beim Hintereinanderschalten meh­
rerer TS 2 beträgt diese Strecke aller­
dings nur reichlich 600 m, fördere idl 
aber nur 100 Umin, dann kann ich sogar 
Strecken von etwa 3000 m überwinden." 
Verfügt aber der Selbstschutz über der­
artige Schlauchvorräte? Oder man sagt, 
daß man eine außerordentlich ergiebige 
Wasserentnahmestelle hat, vergiBt aber 
dabei, daß deren Spiegel so tief liegt, daß 
ei n Saugen nicht mehr möglich ist. Die 
theoretische Saughöhe beträgt allerdings 
10,33 m, die tatsämliche aber nur 8 mWS, 
aber auch diese wird in der Praxis mei­
stens nicht erreicht, so daß man allge­
mein mit einer Saughöhe von 7,50 m rech­
net, bei welcher nur noch 50n/o der Nenn­
wassermenge gefördert werden. Welme 
enormen Wassermengen bei einer Brand­
bekämpfung benötigt werden, ergibt sidl 
aus den Aufzeichnungen von Oberbrand­
rat Brunswig. Danach wurden nam einem 
Angriff auf Hamburg am 27.7,1942. bei 
dem es weder zu Block- nodt zu Flärnen­
bränden kam, aus dem Rohrnetz der 
Hamburger Wasserwerke über normal 
verbraucht: 

für Lösmarbeiten 
durch Rohrschäden 
insgesamt also 

57000 cbm 

9690 cbm 
66690 cbm 

Dazu kommen noch die beträdttlichen 
Entnahmen aus unabhängigen Löschwas­
serstellen. 

Wir können uns aber weder zu Friedens­
zeiten (Dürreperioden) nod\ zu Krisen­
zeiten (Rohrsdtäden, Ausfall der Strom­
versorgung) immer auf das Wasserver­
sorgungsnetz verlassen, müssen vielmehr 
redttzeitig von ihm unabhängig werden. 
Im nachstehenden wird daher über Was­
serwirtschaft, Sammelwasserversorgung 
und unabhängige Löschwasserversorgung 
beridltet. 

Natürlilher Wasserhaushalt 

Betrachten wir einmal die Wasserwirt­
schaft in der Natur: Die uns umgebende 
Luft enthält Wasserdampf, und je höher 
die Temperatur, desto größer ist die von 
der Luft aufgenommene Wasserdampf­
menge. Ist nun die Luft gesättigt, dann 

.. tritt beim Zustrom kalter Luftmassen eine 
Abkühlung ein, die Sältigungsgrenze ist 
überschritten und der überschüssige Was­
serdampf wird als Tau. Nebel, Reif. Regen 
usw. wieder abgegeben. Ein Teil dieser 
Niedersmlagsmengen verdunstet sofort 
wieder in Abhängigkeit von der Tempe­
ratur und der Luftbewegung. ein Teil 
wird von der Pflanzenwelt aufgenommen, 
ein weiterer Teil fli eßt in Bämen, Flüssen 
und Strömen ab und sammelt sim letzten 
Endes in Teichen, Seen und Meeren, ein 
Teil wiederum versickert in der Erde, So­
fern nun dieses Sickerwasser nicht von 

den oberen Erdsdlichten aufgenommen 
wird, dringt es so weit in den Boden ein, 
bis es durdl eine wasserundurmlässige 
Sdlicht in seinem Lauf gebremst wird und 
s idl in unterirdismen Ablagerungen sam· 
melt. Man nennt es dann Grundwasser. 
Dieses Grundwasser wiederum bildet still­
stehende Teiche oder Seen oder fließend 
Bäme oder Flüsse mit geringer Fließ­
geschwindigkeit. Diese Grundwasservor­
kommen sind in ihrerMächtigkeit schwan­
kend, sie hängen von den Niederschlags­
mengen und dem Einfluß trockener oder 
'nasser Iahre ab. Bei dem Grundwasser­
vorkommen ist dann ein freier Grund­
wasserspiegel vorhanden, wenn Wasser 
aus einem Niederschlagsgebiet zuströmt 
und sich über diesem Grundwasserspiegel 
nur wasserdurdllässige Sdlichten befin­
den, gespannt ist ein Grundwasserspiegel 
dann. wenn sich zwischen Erdoberflädle 
lind dem Grundwasservorkommen un­
durmlässige Schichten befinden , gegen die 
das Grundwasser von unten drückt. Das 
Grundwasser kommt in Quellen, Brunnen 
und Grundwasserteidlen zutage. Das ober­
irdisch abfließende Niedersdllagswasser 
sammelt sich. in den natürlichen Wasser­
stellen wie Bächen, Flüssen, Teidten und 
Seen oder den künstlichen Feuerlösdt­
teichen und offenen Löschwasserstellen, 

Die Sammelwasserleitung 
als abhängige. Lösmwasserversorgung 

Die Sammelwasserleitung is t für den 
Trink- und Nutzwasserbedarf der Bevöl­
kerung, den gewerblichen Wasserbedarf 
und darüber hinaus für den Lösdlwasser­
bedarf bestimmt. Das der Sammelwasser­
leitung zugeführte Waser wird je nach 
den örtlidten Verhältnissen aus Quellen, 
Brunnen, stehendem oder fließendem Ge­
wässer oder Talsperren entnommen, Be­
vor aber das Wasser der Sammelwasser­
leitung zugeführt wird, muß es aufberei­
tet werden. Zur Aufbereitung gehört u. a, 
die Ablagerung spezifisch smwerer Smwe­
bestoHe in tiefen, mit Abdeckung ver­
sehenen Klärbecken, Von da aus gelangt 
es in die Langsamfilteranlage, wo es Kies­
mter von versdliedener Korngröße durch­
fli eßt. Während beim Langsamfilter der 
Einfluß ein mechanismer ist, erfolgt beim 
Schnellfilterverfahren eine chemische Be­
einflussung. Die Vorteile des Schnellfilter­
verfahrens bestehen darin, daß die An­
lagen weniger Raum erfordern und die 
Filterwirkung wesentlich sdlneller vor 
sich. geht. Allerdings ist hier eine täglidle 
Reinigung der Anlage erforderlich, wäh­
rend beim Langsamfilter das Filtermaterial 
nur in gewissen Zeitabsländen gereinigt 
werden muß. Ferner erfolgt im Zuge der 
Aufbereitung je nach der Beschaffenheit 
des anfallenden Wassers Enteisenung, 
Entmanganisierung, Enthärtung, Entsäue­
rung und vor allen Dingen die Entkei­
mung, 

überall dort, wo hodlgelegene Entnahme· 
ste llen vorhanden sind, fließt das Wasser 
dem Netz unter natürlidlem Druck zu, 
Der bei dem natürlichen Gefälle zustande 

"Wasser marsch!" Ehe di eses Kommando ge­
geben und das Feu.er wirksam bekämpft wer­
den kann , müssen mancherlei Vorbedingun­
gen erfüllt sein, Welche Arbeit die ständige 
Be reitstellung von löschwasservorräten in 
der Praxis erfordert, schildert unser Bericht. 

kommende Druck kann so hoch sein, daß 
Druckminderanlagen eingeschaltet werden 
müssen. Fehlt hingegen der natürlidlC 
Druck, dann muß der Druck durch Pump­
anlagen erzeugt werden. Diese sind wie­
derum zum Ausgleich des wechselnden 
Bedarfs mit Wasserspeichern (Wasser­
türmen, hochgelegenen Behältern) ver­
bunden. 

Die Wasserverteilung 

Die Verteilung des Wassers über das Ver­
sorgungsgebiet erfolgtdurm ein Rohrnetz, 
bei dem zwisdlen zwei Systemen zu un­
tersdleiden ist: 

Das Verästelungsnetz ist deswegen we­
nig vorteilhaft, weil in den von der Ein­
trittsstelle weiter entfernten Punkten der 
schon vorhandene Druckabfall dann noch 
erheblidter wird, sobald an einer Stelle 
größere Wassermengen entnommen wer­
den, Ferner sind bei einem Rohrschaden 
alle hinter der Schadenstelle liegenden 
VersorgungssteJlen ohne Wasser. Dazu 
kommt nom die ungenügende Erneuerung 
des Wassers in den einzelnen Versor­
gungsleitungen. 

Beim Ringnetz ist ein dauernder Kreislauf 
vorhanden, der eine dauernde Erneuerung 
des Wassers und auch eine gewisse Frost­
sicherheit im Gefolge hat. Ferner strömt, 
und das ist bei der Lösdlwasserentnahme 
besonders widltig, das Wasser dem Hy­
dranten von zwei Seiten zu. also ergibt 
sich in den einzelnen Rohren eine vermin­
derte Wassergeschwindigkeit und somit 
auch ein verminderter Druckabfall. We­
sentlidl ist ferner, daß bei einem Rohr­
brudt die Sdladenstelle abgeschiebert und 
somit die weitere Wasserentnahme aus 
dem Ringnetz gesichert wird, 
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Die lImten Welten der einzelnen Leitun­
gen betragen bel Hauptrohrleitungen 800 
bis 1500 mm, bel Hauptversorgung.leltun­
gen 200 bis 500 mm und bel Versorgungs­
leitungen 100 bIs 200 mm. 

Aus den Versorgungsleitungen können je 
Dach ihrem Zustand bel einem Drude von 
40 mWS und einer AnsdtluBnennwelte 
[NW) 80 folgende Wassermengen ent­
nommen werden: 

100 mm lImte Welle 700-1000 Uter/mln 
150 mm IImte Weite 900--1700 Uter/mln 
200 mm lImte Weite 1500-2000 Uter/min. 

wobei .Im die niederen Werte auf die 
Verlistelungsleltungen beziehen. 

Unabhinglga L8odlw .... rv.roorgung 

Bel den Lösmwasserentnahmestellen die-­
ser Art ist zu unterscheiden zwlsmen voll­
kommen unabhlnglgen und eIngeschrAnkt 
unabhlngigen Wasserentnahmestellen. 
Vollkommen unabhlnglg sind Enlnahme­
stellen aus natürlhften Gewlasern, Feuer­
lösmtelmen mit netllrllmem Zulauf und 
Brunnen. Elngesdlrlnkt abhlnglg sind 
diejenigen Feuerlösmtelmo sowie die of­
fenen und unterirdischen Usmwaser­
behUter. die aus einer Sammelwassel'"' 
leitung oder durch eine von der Strom­
versorgung abhlnglgen We .. erUeferung 
[Tlefsplegelbrunnen) gernllt werden. Bind 
diese Behllter jedom hlnrelmend groß. 
dann flUt die Abhlnglgkelt kaum Ins Ge­
wldlt. 

Natürlich. Wa.Hrvor1commen 

Bel ßIeßenden Gewissem tst festzustel­
len, welche Wassennengen durch sie ge­
liefert werden können. WAhrend In llnd­
lichen Gegenden eine Mindestwasser­
menge von 400 Vmln gefordert werden 
muß, sind bel kleinen und mittleren Städ­
ten mindestens 1000 Vmln erforderlhh. 
Da nun die W ... erIAufe nldlt aUenthal­
ben ohne besondere VorrJmtungen zur 
Wa.serentnahme durch Kraft.prltzen ge­
eignet sind, wird man bel fiadlen Gewis­
sem Staustellen oder Stauwehre errtdJ.­
ten bzw. Saugsdlldlte Innerhalb oder 
BuOerhBlb des Gewlssers anlegen müs­
sen. Be~ größeren ß1e8enden Gewissem 
wird siCh die Anlage von Saug.dlidlten 
erübrigen. Vorteilhaft sind Jedom audl 
hier feste Saugleltungen, an die wasser­
sellig die erforderlldle Linge Saugleitung 
mit Saugkorb ansekuppelt und auf der 
Landselle die Verbindung mit dem Saug­
stutzen des Lösdüahrzeuges hergestellt 
wird. 

Ist das Wasser aus einer geoditiamen 
Saugböhe von über 7 m zu entnehmen. 
dann sind entweder Plattformen für eine 
Tragkraftspritze als Zubringerapriue an­
zulegen oder Podeste zu errichten. In den 
Fällen, wo Im Mündungsgebiet eines Flus­
ses der Wasserstand von Ebbe und Flut 
beeinflußt wird, sind u. U. mehrere Po­
deste erforderlich. Vorteilhaft sind bel 
beiden Ausführungen seitllme Rutsdlen 
zum sdmellen InsteUungbringen der Trag­
kraftspritzen. 



Zur überwindung größerer Saughöhen 
können - sofern vorhanden - Hydrokrei~ 

sel~ oder Wasserstrahlpumpen eingesetzt 
werden. 

Grundwasser bei der Lösm wasser­
versorgung 

Die Grundwasservorkommen können 
durm Anlage von Brunnen für die unab~ 
hängige LösmwasserversorgWlg nutzbar 
gemacht werden. Hierbei ist zu unter~ 

scheiden zwischen: 

1. Flamspiegelbrunnen, bei denen das 
Wasser nicht tiefer als 6 m unter die Ge~ 
ländeoberkante absinkt Wld aus denen 
das Wasser unmittelbar durch Kraftsprit­
zen entnommen werden kann. 

2. Tiefspiegelbrunnen, deren Wasserspie­
gel tiefer als 6 m liegt. Das Wasser kann 
also nur mittels zusätzlicher Einrimtun­
gen durm Lösmfahrzeuge entnommen 
werden Wld 

3. artesischen oder OberlaufbrWlnen. Das 
Wasser tritt unter natürlidlem Drude zu­
tage und wird zur Entnahme durch Lösm­
fahrzeuge aufgefangen. 

Bei dem für diese Ausführungen zur Ver­
fügung stehendem Raum kann auf Einzel­
heiten für die Anlage von Brunnen und 
ihre HiUseinridttungen nicht eingegangen 
werden, es sei daher auf die Normblätter 
DIN 14 220 und DIN 14 242 hingewiesen. 

KünsUim angelegte Lösm wasserstellen 

Zu diesen gehören Feuerlösmteidle und 
offene Lösdlwasserbehälter, unterirdisme 
Lösmwasserbehälter und sonstige Behäl­
ter und Leitungen. 
Bei dem Bau von Feuerlöschteichen muß 
man sich nach den örtlimen Verhältnissen 
richten. In den Normblättern DIN 14210 
(800-1800 cbm) und DIN 14242 (45 bis 
550 cbm) sind daher lediglidl Rithtmaße 
für den Bau angegeben. Zu erwähnen ist, 
daß die starke Verdunstung im Sommer 
und die Eisbildung im Winter bei kleinen 
Teichen einen Mindestwasserstand von 
130 cm und bei großen von 200 cm Tiefe 
erfordern. 
Die Speisung kann durch Grundwasser, 
Abflüsse vom Gelände, eine unabhängige 
Wasserstelle oder eine Sammelwasserlei­
tung erfolgen. Gegebenenfalls ist ein 
Schlammfang vorzubereiten. Die Wasser­
entnahme erfolgt entweder aus einem 
frostsicher angelegten Saugsmacht oder 
von einer durch einen Steg erreidlbaren 

... Saugstelle. 

Da die Feuerlösmteidte erhebliche Au!­
wendungen für Material und Arbeitslöhne 
erfordern, es aber bei der zunehmenden 
Häufigkeit und Smwere der Luftangriffe 
und dem vermehrten Einsatz von Brand­
bomben darauf ankam, schnell unabhän­
gige LöschwasserentnahmesteUen zu smal­
fen, legte man in den Städten und bei 
Industriebetrieben offene Lösmwasser­
behälter an, bei denen die Wassere nt­
nah me aus einem Pumpenstumpf erfolgte. 
Falls sich in folge Raummangels Feuer­
lösmteiche oder oberirdisdle Löschwasser-

behälter nimt anlegen lassen, dann muß 
man in die Erde hineingehen. Es sind 
unterirdische Löschwasserbehälter anzu­
legen, die aber außerhalb des Trümmer­
smattens der umliegenden Gebäude lie­
gen müssen. Der Lösmwasserinhalt dieser 
Anlagen soll mindestens 100 cbm, bei 
feuergefährlimen Betrieben und ungünsti­
ger Bauweise bis zu 500 cbm betragen. 
Diese Behälter sind je nach ihrer Größe 
mit einem oder mehreren Saugrohren zu 
versehen. Man kann zu ihrer Erstellung 
u. a. Smleuderbetonrohre von 100 cm 
limte Weite horizontal einsetzen und die 
Endrohre mit Absdtlußwänden versehen. 
Rohre mit Abzweigstutzen von 20 cm 
limter Weite dienen dabei zum Füllen, zur 
Wasserentnahme und zur Entlüftung. 
Während man nun diese großen unter­
irdisdten Löschwasserbehälter horizontal 
anlegt, können kleinere Löschwasser~ 

behälter vertikal angelegt werden. Mit 
dieser Art Behälter, die man auf dem 
Obungsgelände der Bundes! uftsmu tzschule 
in Waldbröl einbaute, wurden sehr gün­
stige Erfahrungen gemacht. Sie wurden 
unter Verwendung von Betonringen (100 
cm limte Weite) erstellt, innen isoliert 
und haben eine Tiefe von 530 cm. Bei 
späteren Anlagen verzichtete man auf die 
immerhin kostspielige Isolierung, die Be­
hälter verloren anfangs Wasser, wurden 
namgefüllt und hielten dann didlt. Bei 
einer Kälteperiode entnahm man Wasser, 
so daß zwismen Wasserspiegel und Dek­
kel ein Luftpuffer von etwa 1 m verblieb, 
und dieser Luftpuffer bewährte sich. Bei 
ungünstigen Bodenverhältnissen werden 
Betonringe von 150 cm limte Weite emp­
fohlen, man kommt dann mit einer Tiefe 
von 3,30 m aus. Die Kosten für die Erstel­
lung sind nimt erheblich. Kann man mit 
einem Teil des Inhaltes nur eine einzige 
Kleinwohnung erhalten, dann haben sich 
die Erstellungskosten reichlich gelohnt. 

Aber nimt nur aus den für den Brand­
schutz angelegten künstlimen Lösmwas­
serstellen kann in Brandfällen Lösmwas­
ser entnommen werden, es gibt ja aum 
noch Wasserreservoire, die nicht für den 
Feuerschutz erstellt wurden und beträmt­
Iiche Wassermengen enthalten, es seien 
hier nur die Schwimmbecken und Hallen­
bäder angeführt, aber auch in den vielen 
Industriewerken sind Wasserstel1en vor­
handen, auf die zurückgegriffen werden 
kann. 

Netzmittel bei der Brandbekämpfung 

Auch der Selbstschutz wird mitunter 
Entstehungsbrände von schwer netz baren 
Stoffen zu bekämpfen haben. Nun könnte 
man versucht sein, zu sagen, daß dies 
über den Rahmen des Selbstschutzes hin­
ausgeht und die Beschaffung von Netz­
mittelvorräten erheblime Kosten verur­
sacht. Aber der Selbstsmutz muß on zu 
Behelfsmilteln greifen, und das ist auch 
hier möglich. Bei kürzlich durchgeführten 
Löschversumen wurde dem Lösmwasser 
in einer Kübelspritze bzw. im Eimer bei 
der Benutzung einer Einstellspritze je­
weis eine Wenigkeit verschiedener Wasch-

Wichtig ist es, im Falle eines Krieges :zusätz­
lich. löschwasservorräte :zu schaffen. Oie 
beiden obenstehenden Bilder :zeigen eine be.­
stechend einfache lösung des Problems. Uber 
Böschung und Boden einer künstlich geschaf­
fenen Erdmulde werden wasserundurchlässige 
Planen gedeckt und der so nCi.! entstandene 
improvisierte löschwasserteich vollgepumpt. 

mittel zugesetzt. Diese grenzflächenakti­
ven Verbindungen setzen die Oberflächen­
spannung des Wasser herab und geben 
ihm die Fähigkeit, sich über die Ober­
fläche des brennenden Materials auszu­
hreiten oder in poröses Material einzu­
dringen. Die Versuche wurden bei glim­
mendem Braunkohlenbrikettstaub ver­
schiedener Körnung, einem Cemisdt von 
Braunkohlenbrikettstaub mit Sägemehl 
und Hobelspänen, Braunkohlenbriketts, 
Rohbaumwolle, Sisal- und Kokosmatten 
mit gutem Erfolg durchgeführt. Der Zu­
satz von Wasdlmitteln betrug jeweils ein 
bis zwei Promille, also auf einen Eimer 
Wasser ca. ein Eßlöffel. Wasmmittel, 
welche die Oberflächenspannung des 
Wassers aufheben, sind ja in jedem Haus­
halt vorhanden. Und was bei der Ver­
wendung von Netzmitteln auch noch wim­
tig ist: 
Der Löschangriff wird erleimtert, weil die 
bei reiner Oberflächenbenetzung auftre­
tende Raumentwicklung sofort unterbun­
den wird und die Hitzestrahlung auf­
hört. Der Wirkungsgrad des Sprühstrahis 
wird wesentlich erhöht. Der Lösmwasser­
bedarf und somit aum der Löschwasser­
schaden ist geringer. 
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Ein Netz von Geselzen: 

Die soziale Seite der nie 
In der niederländisdlcn öffentlichkeit 
üben allwöchentlich Tausende von Not­
warten. Zahlreiche Feuerlöschpumpen 
laufen auf vollen Touren, und viele 
hundert Meter Fcuerwchrschläudw wer· 
den verlegt. Auf den Straßen üben mobile 
Kolonnen das Fahren im Verband. Diese 
Obungen haben das Ziel. den Helfern der 
niederländischen Zivilverteidigung den 
größtmöglichen Ausbildullgsstand zukom­
mcn zu lassen. 
Aber bis es soweit war, bcdurfie es vie­
ler Vorbereitungen auf d e m Papier ... 
Eine Organisation wie die BB (Bescber­
mlng Bevolking) kann nicht bestehen, ja 
nicht einmal entstehen. wenn nicht vor· 
her eine gesetzliche Grundlage dafür ge­
schaffen wird. Immer gibt es viele Dinge 
zu tun und zu organisieren, deren Durm· 
führbarkeit ohne eine gesetzliche Grund· 
lage unmöglich ist: Es muß Material gc· 
kauft werden, man muß Menschen zu 
ganz bestimmten Aufgahen verpflichten 
können, es müssen Anordnungen und 
Verhaltensmaßregeln bestehen, der Not· 
wart muß seine Rechtsposition kennen, 
und sei es auch nur wegen der sich für 
ihn so häufig ergebenden Gefahr bei 
übungen. 
Dom obwohl uns in Holland längst klar 
war, daß eine Landesverteidigung ohne 
Zivilen Bevölkerungsschutz Stückwerk ist. 
konnten die entspremenden Gesetze erst 
1952 Wirklichkeit werden. Am 10. Juli 
1952 wurden im Staatsblatt veröffentlicht 
und somit rechtskräftig: 

a) das Gesetz .. Bescherming Bevolking" 
(Ziviler Bevölkerungsschutz), 

b) das Gesetz "Verplaatsing Bevolking" 
(Evakuierung der Bevölkerung), 

c) das Geselz .. op de noodwachten" (über 
die Notwarte). 

Das Gesetz "Besdlerming Bevolking" 

Das Gesetz "Bescherming Bevolking" legt 
die Organisation des Schutzes der Zivil­
bevölkerung fest und grenzt sorgfältig die 
Aufgaben ab, die auf diesem Gebiete 
jeweils dem Reich, den Provinzen und 
den Gemeinden obliegen. Le tzteren wird 
die Befugnis zuerkannt, bestimmte Maß­
nahmen, die für die Durmführung der 
ihnen auferlegten Aufgaben notwendig 
sind, zu treffen. 
Am Anfang dieses Gesetzes steht ein Ar­
tikel, der eindeutig den Charakter aller 
mit dem Zivilen Bevölkerungsschutz in 
Zusammenhang stehenden Maßnahmen 
bestimmt. Unter den BegritT Ziviler Bevöl­
kerungssmutz fallen danach : " ... alle 
nlmtmilitörischen Ma,ßnahmen, die dazu 
dienen, die Bevölkerung zu schützen und 
zum Schutz des Besitzes der Bevölkerung 
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beizutragen, sowie darüber hinaus die 
Sicherung des Besitzes der öffentlichen 
Körperschaften gegen die unmittelbaren 
Kriegseinwirkungen." In diesem Artikel 
wird nicht nur eine Definition des Be· 
griffes Ziviler Bevölkerungsschutz ge­
geben, es kommt darin aurn klar zum 
Ausdruck, daß zwischen dem Zivilen Be· 
völkerungsschutz und der militärischen 
Verteidigung grundsätzlich zu unterschei­
den is t. Personen, die eine Aufgabe im 
Zivilen Bevölkerungsschutz haben, sind 
somit nicht als Militörpersonen anzu­
sehen und können daher auch nicht 
Kriegsgefangene werden im Sinne der 
Cenrer Konvention vom 12. 8. 1949, die 
die Behandlung von Kriegsgefangenen 
betrifft. 

Wer ist zuständig? 

Dieses Gesetz regelt audl die Zuständig· 
keHen. Es stellt insbesondero fest, daß es 
sich beim Zivilen Bevölkerungsschutz in 
erster Linie um eine örtliche Angelegen. 
heit handelt und daß örtliche Stellen, z. B. 
der Bürgermeis ter, die Verantwortung für 
alle örtlichen Schutzmaßnahmen tragen. 
Doch erhält der Bürgermeister durch die­
ses Gesetz keine Generalvollmacht. Er ist 
gehalten, unter Berücksichtigung der vom 
Reim (Rijk) erlassenen Vorsdtriften, der 
Reidtsbehörde einen Luftsmutzolan zur 
Begutachtung vorzulegen. Dies führte in 
der Praxis manchmal dazu, daß der Opti· 
mismus oder Pessimismus eines Bürger· 
meisters den von ihm vorgelegten Luft­
schutzplan stark beeinnußte. Das galt vor 
ollem in jener Periode, in der die Atom­
bombe sehr stark die tJffentlimkeit be­
schöftigte. Es gab beinahe keinen Bürger· 
meister, der nicht die zweifelhafte Ehre 
für seine Gemeinde in Ansprum nahm, 
.. atombombenwürdig" zu sein. Dieses Ge· 
setz gibt dem Bürgermeisterabereine An­
zahl Befugnisse, die notwendig sind, um 
seine Aufgabe erfüUen zu können: Er kann 
den Bürgern bestimmte Verhaltungsmaß­
regeln zwingend auferlegen. Dies ist eine 
BefugniS, die normalerweise dem Gemein­
derat zukommt. Aber in Kriegszeiten kann 
es notwendig werden, sofort Entscheidun· 
gen zu treffen. Die Praxis beweist, daß dies 
bei einem größeren Personenkreis, wie es 
z. B. der Gemeinderat ist, nicht immer 
möglich ist. Weiter kann der Bürger­
meister auf Grund dieses Gesetzes Wohn· 
raum beschaffen für die Unterbringung 
der Notwarte. 

Der Innenminist'er und der Kommissar 
der Königin 

Dos Gesetz bes timmt dia Provinz zum 
aufsichtführenden und koordinierenden 
Organ. Auf Provinzialebene ist es der 

Kommissar der Königin, der als Verant­
wortlicher in Ersdteinung tritt. An Hand 
der Luftschutzpläne der verschiedenen 
Gemeinden seines Gebietes stellt er den 
Provinzluftsdmtzplan auf, wobei er natur· 
gemäß sein Augenmerk auf den Luft· 
schutzplan des Reiches richten muß. Er ist 
verantwortlich dafür, daß die Gemeinden 
seines Gebietes ihren Verpflichtungen 
ordnungsgemäß nachkommen. 
Der Reichsluftschutzplan schließlidt ist 
Same des Ministers des Innern. Er ist ver­
antwortlich für alles, was die ihm unter­
stellten Behörden auf dem Gebiet des 
Luftschutzes veranlassen. Darüber hinaus 
hat er unbesmränkte Befugnis im Hin­
blick auf das Wirtschaftsleben. So kann er 
insbesondere - in Zusammenarbeit mit 
seinen zuständigen Ministerkollegen -
Betrieben und örrentlimen Einridltungen 
Anweisungen geben. Hierdurdt will der 
Gesetzgeber das Funktionieren kriegs­
wichtiger Betriebe und öffentlimer Ein­
richtungen weitestgehend garantieren. 

Artikel 6 

Von besonderer Bedeutung ist der Arti­
kel 8 dieses Gesetzes. Um diese Bedeu· 
tung zu verstehen, ist es notwendig, erst 
einen Blick auf die Unterstellungsverhült­
nisse in den Niederlanden zu tun. Es ist 
nämlich keineswegs so, daß der Kommis­
sar der Königin oder der Minister des 
Innern dem Bürgermeister ohne weiteres 
Aufträge oder Befehle geben könnten. 
Nun ist dies ein Zustand, mit dem man 
in Friedenszeiten auskommen kann, aber 
das wird in Kriegszeilen anders, weil 
dann die Belange der Gemeinden hinter 
den Belangen des Reiches zurück treten 
müssen. Darum hat der Gesetzgeber in 
dem Artikel 8 die Möglichkeit einge· 
röumt, .. den Notstand" auszurufen. Dies 
ist H. Gesetz ein Zustand, der durch kö· 
niglichen Beschluß in Zeiten des Krieges 
oder der Kriegsgefahr oder damit ver­
wandter ähnlicher Umstände erklärt wer· 
den kann. Damit ist die GrundlaRe für das 
gegeben, was man bei uns in Holland .. ab· 
gekürzten Instanzenweg" nennt. 
Weitere Artikel besagen, daß der Innen­
minister den Kommissar der Königin er­
müchtigen kann, einem Bürgermeister 
Anweisungen zu geben, soweit sie die 
Durchführung seiner Zivilschutzaufgaben 
betreffen. Außerdem kann der Innenmini· 
ster, falls das öffentliche Woh l dies er· 
fordert, den Bürgermeister übergehen und 
dessen Aufgaben im Zivilen Bevölke· 
rungssmutz entweder selbst übernehmen 
oder sie einem anderen übertragen. Eine 
ähnliche Bestimmung regelt das Verhält· 
nis zwismen dem Minister des Innern 
und dem Kommissar der Königin. 



von Rechtsanwalt R. Crince Le Ray 

erländischen Notdienste 
Ziviler Bevölkerungssmutz kostet Geld 

Auf Grund des Gesetzes nBesmerming 
Bevolking" wurde eine Anzahl von Be­
schlüssen gefaßt, z. B. über den Betriebs­
selbstschutz, den Smutz der Gas- und 
Elektrizitätsbetriebe usw. Diese Be­
schlüsse wurden von der Krone gefaßt, 
es sind daher königlime Beschlüsse. 
Ziviler BevölkerungssdlUtz kostet Geld. 
Es ist daher nicht verwunderlich, daß die­
ses Geselz eine Anzahl von Bestimmun­
gen enthält. die sic:h auf die Finanzierung 
beziehen. Den Gemeinden und Kreisen 
können für die ihnen entstehenden Kosten 
auf dem Gebiete des Zivilen Bevölkc­
rungssdlUtzes Zuwendungen aus der 
Reimskasse gema mt werden. Dasselbe 
gilt für die Provinzen und sogar für Un­
ternehmen und öffentliche Versorgungs­
betriebe, wenn diese mehr als zumutbare 
Kosten haben, die im Zusammenhang mit 
der Ausführung der ministeriellen An­
ordnungen entstehen und die gerechter-

weise nicht zu Lasten des Betriebes und 
des Unternehmens gehen können. 
Die Hodnvasserkatastrophe in den Nie­
derlanden im Februar1953 zeigte mit aller 
Deutlimkeit, daß das Bestehen einer 
Hilfsorganisation niml nur in Kriegs­
zeiten angebramt ist. Die Organisation 
BB hat auch eine Friedensaufgabe, näm­
lich bei nationa len Notständen in Ersmei­
nung zu treten. Das Gesetz BB kann de .. · 
halb durch kön iglidwn Beschluß BUm im 
Frieden in allen Fällen angewandt wer­
lIeu, in denen der Notstand ausgerufen 
ist. 

Das Gesetz über die Evakuierung 
der Bevölkerung 

Es versteht sich von selbst, daß aum die· 
ses Gesetz zunächst einmal festlegt, war· 
um es geht: die teilweise oder vollstän· 
dige Räumung eines Gebietes und die sich 
daraus ergebende Transportfrage, das 
Problem der Unterbringung und Betreu· 

ung der Bevölkerung, ihre Registrierung 
sowie die hierzu notwendigen Vorarbei­
ten. Ganz abgesehen davon, daß das Ge­
setz für Zwecke der militärischen Vertei­
digung gehandhabt werden kann, ist es 
auch dann äußerst wichtig, wenn es um 
die Sicherheit der Bevölkerung in jenen. 
Gebieten geht, in denen von militärischen 
Operationen, überschwemmungen und 
dcrgleimen keine Rede ist. 
Audl hier liegt die Leitung in den Händen 
des Bürgermeisters, wenn es sich darum 
handelt, die Mitglieder seiner Gemeinde 
zu evakuieren, wobei er außerdem mit 
den evtl. durch den Minister des Innern 
gegebenen Anweisungen und Ridttlinien 
zu remnen hat. 
Auf Provinzebene wird die Aufsicht über 
die richtige Ausführung durch den Bürger­
meister nicht von dem Kommissar der Kö­
nigi n ausgeübt, sondern von einem dem 
Minis ter des Innern unterstellten Provin­
zia I· Eva kuierungskommissar. 

Die starke Hine, der die Notwarte beim Löschen von Olbränden ausgesetzt sind, kann 
leicht di e Ursache dafür sein , daß Brillengläser oder Uhren zu Bruch gehen. Wer kommt für 
den Schaden auf? Die gesetzlichen Bestimmungen regoln für die BB auch solche Fragen. 



Es ist nur eine dünne l eine, on der dieser 
Notwort obgeseilt wi rd. So gut das Material 
auch sein mag, mit dem die BB ausgerüstet 
ist - ein gewisses Risiko besteht immer. Des­
halb sichert das Gesetz den Notwort und 
seine Angehörigen ouch gegen Untalltolgen. 

Das Geselz über die Evakuierung der Be­
völkerung gibt dem Bürgermeister die Be­
fugnis, Anordnungen, Verhaltensmaß­
regeln usw. zu erlassen, und darüber hin­
aus eine gewisse Befehlsgewalt. 
Ein Artikel in diesem Gesetz ist beson­
ders für die umliegenden Länder von In­
teresse. Es ist dies der Artikel 27. Nam 
diesem Artikel kann durm königlidlen 
Beschluß das Gesetz über Evakuierung 
der Bevölkerung auch dann für anwend­
bar erklärt werden, wenn es sidt um Be­
völkerungsverlegungen großen Umfanges 
handelt, die nicht als Folge eines Auf­
rufes zur Evakuierung anzusehen sind. 
Diese Bestimmung ist speziell im Hinblick 
auf die Möglichkeit ins Leben gerufen 
worden, daß in einem Kriegsfalle die 
Grenzen der Niederlande durch große 
Gruppen von Flüchtlingen übersduitten 
werden. Im übrigen kann aum dieses Ge­
setz bei größeren Katastrophen in Frie­
denszeiten angewendet werden. Der Auf­
ruf zur Evakuierung wird dann ausschließ­
lich durm den Minister des Innern er­
lassen. 

Das Gesetz übe r die Notwarte 

Dieses Geselz regelt di e Rechtslage der 
Helfer der BB, der Notwarte. Es ist da­
her auch nimt verwunderlich. daß es ein 
äußerst umfangreiches Gesetz mit mehr 
als hundert Artikeln geworden ist. Des­
wegen wollen wir uns damit begnügen, 
lediglhh die wichtigsten Artikel heraus­
zugreifen und einige praktische Beispiele 
zu geben. 
Zuallererst etwas über den Namen "Not­
wart" . Er wurde gewählt, weil er in den 
Niederlanden ein hi storisch begründeter 
Name ist. Es handelt sich um einen alten 
vaterlündismen Begriff, der den besondc-
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ren Ernst und den "Notcharakter" der 
Situation, aus der er en tstanden ist, zum 
Ausdruck bringt. Er kennzeichnet zugleich 
die Wachsamkeit , die einer solchen Not­
zeit vorauszugehen hat. 

Ein Sammelbegrifl 

Die Bezeichnung "Not wart" ist ein Sam­
melbegriff. Es gibt nicht weniger als amt 
Kategorien von Notwarten : 
1. Die Gruppe, die man eigentlich "Berufs­
notwarte" nennen kann. Hier handelt es 
sich um Personen, die als Beamte für die 
Ausführung spezieller Aufgaben in den 
Kadern der Organisation von SB ange­
stellt sind. 
2. Die Gruppe von 160000 freiwilligen 
Notwarten. Hier handelt es sich um Per­
sonen, die sich freiwillig zur Verfügung 
gestellt haben, um bereits in Friedens­
zeiten die entspremenden Lehrgänge und 
übungen mitzumachen, die sie dann be­
fähigen, in Zeiten des nationalen Not­
standes innerhalb der Organisation BB 
entspremend mitzuarbeiten. 
3. Ferner kennt man die sogenannten 
.. angewiesenen Beamten". Dies sind Per­
sonen im Dchördendiensl (Reich, Provinz 
oder Gemeinde), die entweder durch den 
Innenminister, den Kommissar der Köni­
gin oder den Bürgermeister angewiesen 
werden können, in den Kadern der BB 
Aufgaben zu verrichten. Dies trifft auf Be­
hördenbediens tete zu, die bei solmen Ein­
rich.tungen tätig sind, die in Kriegszeiten 
organisatorisch im BB-Verband auftreten 
müssen, wie z. B. die Feuerwehr. 
4. Dann gibt es die sogenannten "Pflidtt­
not warte". Es Is t nom gar nicht lange her, 
daß man beschlossen hat, die taktismen 
Einheiten der BB bei einem Notstande zu­
sätzlidl durch Pnimtnotwarte zu ergän­
zen. Diese POimtnotwarte sind gehalten, 
in Friedenszeiten an Übungen teilzuneh­
men, um nach Aufruf des Notstandes zum 
wirklichen Dienst herangezogen zu wer­
den. 
5. Auf Grund des Artikels 7 des Gesetzes 
können weiterhin Personen, die dem Ge­
meindegesetz zufolge zur Verridttung von 
Diensten zugunsten der Gemeinde ver­
pOimtet sind, zur Dienstleistung in den 
Kadern der BB aurgeruren werden. Sie 
erhalten dann für die Dauer der Dienst­
verrichtung den Status eines Notwartes. 
Diese Maßnahm e ist vorsorglich in das 
Gesetz aufgenommen worden im Hinblick 
auf die Tatsache, daß in einer Anzahl von 

Gemeinden auf dem namen Lande die 
Feuerwehren auf Grund des Gemeinde­
sesetzes organisiert sind. 
6. Es gibt auch "besondere" Notwarte. 
und zwar zwei Gruppen. Der Gesetz­
geber mußte hier der Tatsache Rechnung 
tragen, daß sich bei einer Katastrophe 
Menschen spontan zur Verfügung stellen 
werden, um bel der Hilfeleistung dun:h 
die SB mitzuwirken. Diese Personen er­
halten dann ebenfalJs den Status eines 
Notwartes. 
7. Außerdem hat der Bürgermeister die 
Befugnis, den Mann auf der Straße, wie 
man so sagt, d. h. also jeden x-beliebigen 
Passanten, zur Dienstleistung bei der BB 
heranzuzi ehen, wenn ihm bei einer Kata­
strophe die zur Hilfeleistung notwendi­
gen Kräfte fehlen. 
8. Schließlich gibt es noch die Gruppe der 
Rotkreuzangehörlgen, die sich zu irgend­
einer Funktion bei der BB verpfiic::htet 
haben. 

Sicberheitsvorkebrungen 

Viele der oben erwähnten Unterscheidun­
gen zwischen den versmiedenen Gruppen 
der NOlwarte mögen übertrieben erschei­
nen und im ersten Augenblick als nimt 
unbedingt notwendig angesehen werden. 
Dom dieser Eindruck trügt. Sie sind not­
wendig. Vor allem ist es für eine befriedi­
gende Regelung der Remtsposition aller, 
die in den Kadern der BB Dienste ver­
richten - und zwar bereits in Friedens­
zeiten - nötig, daß ihre Stellung heraus­
gehoben und gesdtützt wird. Die Regie­
rung ist sich der Tatsame bewußt, daß es 
für die Aufrechierhaltung der Moral der 
Notwarte und damit für die Schlagkraft 
der BB allererste Bedingung ist, daß die 
Rechtsposition der Helfer der BB fest­
gelegt ist. Die Gefahr ist ja nimt ausge­
smlassen, daß sie in der Ausübung ihres 
Dienstes zu Smaden kommen. Aus die­
sem Grunde sind im Gesetz für diese 
Personen bz\V. für ihre Angehörigen be­
stimmte Simerheitsvorkehrungen getrof­
fen worden, z. B. im Falle eines Todes, 
der vorübergehenden oder dauernden 
Invalidität, Sam beschädigung an Klei­
dern, Brillen, Uhren usw. Nicht nur in 
Kriegszeiten gelten diese Ansprüche, son­
dern selbstverständlich bereits in Frie­
denszeiten, also bei Teilnahme an Lehr­
gängen und übungen. 
Es versteht sich von selbst, daß für die 
unter 1 und 3 genannten Gruppen, die Be-
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rufsnotwarte und die angewiesenen Not­
warte. die im Beamtenrecht festgelegten 
sozialen Bedingungen in Kraft bleiben. 
Die übrigen Notwarte können bei vor­
übergehender Arbeitsunfähigkeit fol­
gende Ansprüche geltend machen: Er­
krankt ein Notwart während der Aus­
übung seines Dienstes oder erleidet er 
einen Dienstunfall. dann bleibt er so lange 
Notwart. bis er wieder in der Lage ist. 
seinem eigentlimen Beruf nachzugehen. 
Während dieser Zeit erhält er die Not­
wartentlohnung. Ist diese niedriger als 
sein Normalverdienst. kann ihm ein Aus­
gleich gewährt werden. Die Kosten für 
ärztliche und heilkundige Behandlung 
trägt die Behörde. Die Bestimmungen sind 
so, daß dem Notwart infolge seiner Ar­
beitsunfähigkeit keine finanziellen Nach­
teile erwachsen. 

Wenn ein Notwart verunglückt ... 

Verunglückt ein Notwart bei einer übung, 
dann ist er als im Dienst stehend anzu­
sehen und hat Ansprum auf die übliche 
Vergütung auf Grund des Unfallgesetzes 
von 1929. Auch hierbei wird die Entloh­
nung als Notwart, wenn sie niedriger ist 
als das Normaleinkommen, entsprechend 
angeglichen. 
Weiterhin regelt dieses Gesetz die Ren­
tenfrage bei dauernder Arbeitsunfähig­
keit und im Todesfall. 
Wenn ein Notwart in Ausübung seines 
Dienstes bei der BB krank, körperbeschä­
digt oder invalide wird, so hat er An­
spruch auf eine angemessene Entschädi­
gung. Dieser Anspruch gilt auch dann, 
wenn sim die Smäden nach der Ent­
lassung aus dem Dienst herausstellen. Je­
doch muß die Invalidität mindestens 10&/0 
betragen. 
Eine derartige Invaliditätsentschädisung 
ist entweder zeitlich begrenzt - sofern 
Aussicht auf Besserung besteht - oder 
zeitlidI unbegrenzt. faUs diese Hoffnung 
nimt gegeben ist. 
Stirbt ein Notwart - oder ein ehemaliger 
Notwart - infolge von Krankheiten, die 
die Folge des Notwartdienstes sind, oder 
wird ein Notwart bei der Ausübung sei­
nes Dienstes vermißt, haben Witwen und 
Waisen Anspruch auf eine Rente. Diese 
Rente erhalten auch andere Personen, so­
fern nachgewiesen wird, daß sie wirt­
schaftlim teilweise oder völlig von dem 
verstorbenen oder vermißten Notwart 
abhängig waren. wie z. B. Eltern oder 
Pflegekinder. Im übrigen sollen die z. Z. 
gültigen Vorschriften. wie es scheint, in 
absehbarer Zeit durch neue abgelöst wer­
den. Diese Vorsmriften gehen darauf hin­
aus: 
Als Grundlage für die Invaliditätsentsdlä­
digung gilt die im letzten Jahre vor der 
Invalidität ausgezahlte Notwart·Entloh­
nung oder - für den Fall, daß dieses hö· 
her war - das Normaleinkommen aus 
Beruf oder Betrieb. Die Invaliditätsabfin· 
dung kann höchstens 20000 Gulden be· 
tragen. Ihre Höhe hängt vom Grade der 
Invalidität ab. Die Witwenvergütung be­
trägt fünf Achtel der Grundabfindung 
oder, falls diese niedriger liegt als 
5000 Gulden, fünf Siebentel, während die 
Auszahlung an die Waisen 20% der WH­
wenabfindung beträgt. Sollte der Notwart 
bei seinem Ableben Witwer sein, beträgt 
die Auszahlung pro Waise 40% der Ent· 
schädigungssumme, auf die die Witwe 
Ansprum gehabt hätte. Bei einer Wieder-

verheiratung der Witwe fällt die Rente 
fort, während die Zahlung an die Waisen 
verdoppelt wird. 

Beispiele einer Sozialfiirsorge 

Die Sozialfürsorge, die für die Notwarte 
ins Leben gerufen wurde, wird mit der 
notwendigen Elastizität angewendet. Bei· 
spiele aus der Praxis beweisen es. 
So starb z. B. am 4. 11. 1953 ein Notwart 
während einer übung. Auf Grund medi­
zinischer und der speziell für solche Fälle 
ins Leben gerufenen Kommissions·Gut­
achten wurde der Tod als im Zusammen­
hang mit der übung stehend anerkannt. 
Die Rente seiner Witwe beträgt heute au.f 
Grund der Gesetzesänderung und aufge­
bessert durch Zuschläge 4800 Gulden 
jährlich. 
Am 24. 12. 1954 mußten zur Wiederher­
stellung eines beschädigten Deiches auch 
Notwarte eingesetzt werden. Einer von 
ihnen erkrankte dabei ernsthaft. Rund 
18 Monate war er 100% arbeitsunfähig. 
Während dieser Zeit erhielt er eine Not· 
wartvergütung von 6696 Gulden. Nadl 
Ablauf der 18 Monate stellte sich her­
aus, daß er 1000/oiger Invalide bleiben 
würde. Dieser Mann erhält eine Rente von 
6545 Gulden im Jahr. 
Ein drittes Beispiel ist das eines Block­
gruppen·Rettungshelfers, der während 
einer übung einen Unfall erlitt, so daß er 
vom 10. 3. 1956 bis zum 13. 4. 1958 arbeits­
unfähig war. In diesen 34 Tagen erhielt 
er eine Notwartentlohnung von 34X14,33 
Gulden (rund 487 Gulden). Da der Be­
troffene unter normalen Umständen bei 
seinem Arbeitgeber jedoch 675 Gulden 
verdient hätte, wurde ihm auch der Rest­
betrag ausgezahlt. 
Bei der Beurteilung von materiellen Schä· 
den wird ein Unterschied gemacht zwi· 
sehen Schäden, die als direkte Folge der 
Dienstausübung anzusehen sind, und sol· 
chen, die als indirekte Folge, als so­
genannte .. onderweg" (Unterwegsschäden) 
zu betrachten sind, bei denen also die 
Smäden auf dem Wege von oder zur 
übung eingetreten sind. Meist handelt es 
sich dabei um zerbromene Brillen, Repa· 
raluren an Fahrrädern oder Mopeds, Ver· 
lust oder Besmädigung von Armband­
uhren o. ä. In derartigen Fällen werden 
die Reparaturkosten voll vergütet, bei 
Kleidung meist "neu für alt". Bei Uhren 
und dergleichen wird der Wert des ver­
lorengegangenen Gegenstandes ersetzt. 
Im Jahre 1958 wurden an Invaliditäts-, 
Witwen· und Waisenentschädigungen ins­
gesamt etwa 30000 Gulden ausgezahlt. 
Die durm zeitweilige Arbeitsunfähigkeit 
angefallene Summe belrug 80000 Gulden, 
die Schadenvergütung 2000 Gulden. 
Es ist ein Netz von Gesetzen. das rund 
um den Komplex der Maßnahmen zum 
Schutze der Zivilbevölkerung gewebt ist. 
Aber es ist kein Spinnennetz. das auf 
Schlachtopfer wartet. Im Gegenteil. Die 
angeführten Beispiele zeigen - und be­
sonders trifft dies auf die Gesetze für die 
Notwarte zu -. daß es Gesetze sozialer 
Prägung sind. Sie dienen dem Schutz des 
Volkes und seines Eigentums und beson­
ders dem Schutz all derjeni~en, die sich 
den Kadern der Organisation Bescherming 
Bevolking zur Verfügung gestellt haben. 
um dem Volke beizustehen und zu helfen, 
wann und wo immer dies erforderlich 
sein sollte. 



Vom Plan 
in die Praxis 

Diese Hochhäuser stehen in einer Ulmer 
Stadtrandsiedlung, In jedem wohnen etwa 
350 Menschen. Wie läßt sich hier der Selbst­
schutz: verwirklichen? Ein Problem, das wäh­
rend der Arbeitstagung eifrig diskutiert wurde. 
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Ende Oktober trafen sidJ. führende Helfer 
des Bundesluftschutzverbandes zu einer 
Arbeitstagung in Ulm. Es handelte sich 
um die I-Iauptsamgebietsleitcr I der Lan­
dessielIen und Vertreter größerer Orts­
stellen, um Männer also. die sim in 
gründlidter. örtlimcr Organisationsarbeit 
mit allen fragen des SelbstsdlUtzcs be­
schäftigen. Sie waren auf Veranlassung 
des Referates I der Bundeshauptslclle des 
BLSV in erster Linie zusammengekom­
men, um an praktischen Beispielen zu 
klären, wie weit sich die in der Planungs­
mappe des BLSV und dem dazugehörigen 
Leitfaden aufgestellten Grundsätze und 
taktischen Regeln für die räumlidle Auf­
gliederung eines Ortes in der Praxis ver­
wirklichen lassen. 

Unentbehrlimes "Handwerkszeug" 
Diese Planungsrnappe gehört sozusagen 
zum Handwerkszeug derjenigen, die die 
Aufgabe übernommen haben, den Selbst­
schutz der Bevölkerung durchzuorgani­
sieren. Sie ist für den Ortsstellenleiter 
des BLSV bei der selbstschutzmäßigen 
Aufgliederung seines Ortes unentbehrlich, 
weil der Aufbau des SelbstsdlUtzes aus 
Zweckmäßigkeitsgründen im ganzen Bun­
desgebiet so einheitlich wie möglich ge­
staltet werden muß. Aber die in der 
Planungsmappe enthaltenen Richtlinien 
sollen im einzelnen so viel Spielraum 
lassen, daß der jeweiligen örtlichen Si­
tualion vollauf Rechnung getragen wer­
den kann. 
Jeder der Planer war sich von vornherein 
darüber klar, daß in der Praxis jedes 
Sch.ema, jede allgemeinverbindliche Rich.t­
linie nur dann gut ist, wenn sie zu den 
tatsäch.lichen Verhältnissen paßt oder dar­
auf ein- und ausgerichtet werden kann. 

Immer neue Aspekte 
Der Inhalt der Planungsmappe gibt a lso 
nur den Rahmen ab, in dem sim das or­
ganisatorische Gesmehen zu bewegen 
hat. Es ist auch - das weiß jeder der Be­
teiligten - nam vieles unvollkommen und 
unvollständig und bedarf vor allem spä-

In der vom Kriege besonders schwer ange­
schlagenen Stadt Ulm sind ganze Stadtviertel 
völlig neu entstanden. Unser Bild zeigt Einfa­
milienhäuser, die künf.ig zu Selbstschutz-Noch­
barschaften zusammengefaßt werden sollen. 

ter der Zustimmung des örtlichen Luft­
schutz leiters. Aus der praktischen Auf­
bauarbeit an Ort und Stelle ergeben sidl 
immer wieder neue Aspekte und Not­
wendigkeiten, die es zu berücksimtigen 
gilt. Der oben erwähnte Leitfaden zur 
Planungsmappe hat also lediglich den 
Zweck. Erklärungen zu den wichtigsten 
Punkten der Planungsmappe zu geben 
und dem Ortsstellenleiter zu sagen, wie 
er bei ihrer Aufstellung vorgehen soll. 
Eine der widltigsten Fragen, die bei der 
Tagung in Ulm zu klären war, lautete: 
Wie weit werden die Arbeitsrichtlinien 
des Selbstschutzes, die in der Planungs­
mappe enthalten sind, den Anforderun­
gen der Praxis geremt? 

Keine Theorien 
Um die Antwort zu finden, gaben sim 
die Tagungsteilnehmer nicht lange mit 
Theorien ab. Sie .. stürzten" sich vielmehr 
kurz entsmlossen auf die "Praxis", die 
ihnen in Gestalt eines Ulmer Stadtteiles 
"servier t" wurde. 
Geradezu vorbildlich war all das zu­
sammengetragen, was die Ortsstelle Ulm 
mit Bezirksstellenleiter Steck und Orts­
stellenleiter Müller an praktischen Er­
fahrun gen aufzuweisen hatte. Sehr gründ­
lieb hatte die Ortsstelle dank der regen 
Mitarbeit einer besonders aktiven Helfer­
smaft als Vorbereitung zur Arbeitstagung 
alle Einzelfragen der Organisationsarbeit 
des Selbstschutzes an Ort und Stelle ge­
testet. Den Tagungsteilnehmern wurde 
umfangreimes Karteimaterial mit über­
zeugenden graphismen Darstellungen 
vorgelegt. 

Selbstsmutzbezirk mit 16000 Einwohnern 
Damit nun jeder Teilnehmer jede Einzel­
heit auch an Ort und Stelle überprüfen 
konnte, begingen die Gäste, in kleinere 
Gruppen aufgeteilt, jeweils unter Führung 
des zuständigen Selbstschutzgcmcin­
schaftsleiters den Bereich eines Selbst­
smutzbezirkes mit etwa 16000 Einwoh­
nern. An Hand sorgsam vorbereiteter 
Planskizzen, die jeweils die genaue Lage 



Die Selbsts(hutz-Organisation unter der Lupe 

und den Umfang eines Selbstschutzblocks 
zeigten, wurde an Ort und Stelle über 
die zweckmäßigste Art der Ortseinteilung 
diskutiert. Als Vergleim dienten die im 
Leitfaden niedergeleg ten Ridltlinien . Der 
schon erwähnte Grundsatz, für die räum­
liche Einteilung eines Wohnvier tels seien 
letzten Endes nur die örtlichen Verhält­
nisse ausschlaggebend, wurde ebenso be­
stätigt wie die Erkenntnis. daß aum die 
Richtzahlen des Leitfadens nur als An­
haltspunkte gewertet werden können. 
Es wurde weiter festgestellt, daß in 
Wohngegenden mit aufgelockerter Bau­
weise die Selbstschutznachbarschaft über­
wiegen muß und daß die Selbstsdmtz­
hausgemeinschaften hier nur in wenigen 
Ausnahmefällen am Platze sind. 

HOlnhäuser - ein besonderes Problem 

Ein besonderes Problem sind die in die­
sem Bezirk gelegenen drei Homhäuser. 
Jedes wird von etwa 350 Mensmen be­
wohnt. Wie soll en solme Hausriesen in 
das Selbst!mutzgefüge eingegliedert wer­
den? Es ersmeint am zweckmäßigsten, sie 
als Selbstschutzblock anzusehen. 
Und wie steht es um das selbstsmutz­
mäßige Verhalten der Bewohner? Die 
Antwort auf diese Frage dürfte nicht so 
leimt zu finden sein. Denn : Diese Bauten 
be~itzen nur einen Treppenaufgang, und 
der Fahrstuhl kann im Ernstfall ausfallen. 
Smon das Verlassen der Wohnungen 
würde viel zuviel Zeit in Ansprum neh­
men. Bei kurzfristiger Warnzeit wären 
Smutzräume rechtzeitig kaum zu er­
reichen. Man war sich klar darüber, daß 
es bestimmt nicht einfam sein wird. hier 
zweckmäßige Lösungen zu finden. 

Eine braudtbare Anregung 

Das Ergebnis der Begehung des Selbst­
sch utzbezirkes: eine Menge Anregungen 
uad viel Stoff für gründlidle Diskussio­
nen. Es zeigte sich, daß die im Leitfaden 
niedergelegten Grundsätze für die selbst­
schutzmäßige Aufgliederung im allgemei­
nen, trotz ihrer nodt nicht endgültigen 
Form, eine brauchbare Anregung für je­
den in der Organisation des Selbs tsmut­
zes tätigen BLSV-Helfer darstellen. 
Das Referat I wird es sich auf Grund der 
während der Ulmer Tagung gesammelten 
Erfahrungen angelegen sein lassen, bei 
allen weiteren Tagungen dieser oder ähn­
licher Art den allergrößten Wert auf die 
Praxis zu legen. Dabei soll die Gültigkeit 

der im Leitfaden niedergelegten Grund­
sätze immer wieder un ter den versch ie­
densten Bed ingungen überprüft werden , 
um sie, wenn nötig, zu ergänzen oder um­
zustellen und auf diese Weise stets dem 
modernsten Stand anzupassen. 

* 
Der Referatsleiter für Organisation der 
Bundeshauptstelle des BLSV, Johannes 
Koepke, madlte zu Beginn der Tagung 
grundlegende Ausführungen über das 
Thema "Wo stehen wir in der Organi­
sationsarbeit heu te, und was haben wir 
für die nächste Zukunft zu planen?" In 
vielen Einzelreferaten kamen fast alle 
Tagungsteilnehmer zu Wort, und eine 
rege Aussprame führte zu übereinstim­
menden Ergebnissen und Feststellungen. 

Die "strahlende Gefahr" 

Ers tmalig wurden in diesem Kreise die 
Themen "Die strahlende Gefahr" u nd 
"Der Strahlenmeßdienst in der Bundes­
repub lik" behandelt. An Hand einer 
Reihe von Diapositiven wurde dargelegt, 
in welchem Umfang und mit welchen Er­
kenntnissen von behördlicher Seite in 
letzter Zeit Messungen der Radioaktivi­
tät der Luft, des Wassers sowie der 
Lebensmittel erfolgt sind. 

Während im früheren Luftschutz die Ge­
fahr Nr. 1 in der Möglidtkeit des Einsat· 
zes chemischer Kampfstoffe gesehen 
wurde, ist nun die strahlende Gefahr a ls 
so lche erkannt worden. - Im Bereiche der 
Landesstelle Rheinland-Pfa lz wurde der 
Anfang gemacht und bereits eine große 
Zahl der Helfer im Strahlenmeßdienst 
ausgebildet. Auch in den anderen Landes­
steIlen konnte inzwischen schon eine be­
achtliche Zahl von Lehrgängen durmge-
fü hrt werden. 

* 
Ulm an der Donau, vom he rbs tlichen Far­
benkleid umgeben, war als Tagungsort 
ganz besonders geeignet. Hier und da 
zeigen sich nom die letzten Spuren jener 
bösen Tage aus dem zweiten Weltkrieg, 
in denen die Stadt zu 72% zerstört wor­
den war. In den Randgebieten der Alt ­
stadt sind seither ganze Stadtteile neu 
entstanden. Wer von den Tagungsteilneh­
mern Ulm seit 1945 zum ersten Male 
wiedersah, war überrascht und beein­
druckt von der Wiederaufbauarbeit, die 
dort in der Zwischenzeit geleistet worden 
ist. 

Auch in Ulm wurden di e von der HauptsteIle 
des BlSV he rausgegebenen Organisations­
richtlinien auf ihre praktische Verwendba rkeit 
hin überprüft. Bezirksstellenleite r Steck berich· 
tete über die dabei gewonnenen Erfahrungen. 

Was könnte geschehen, wenn e s einmal zu 
einer Katastro phe käme? Die Ortsste lle Ulm 
legte ihren Untersuchungen di e schwierig­
sten Situationen zugrunde. Hier der engere 
Mitarbeiterkreis vor einem Planspielmode ll . 
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Wenn • 

Zur Lageplanführung des Zivilschutzes 

Tei lstück aus de r Lageplanführung mit Ube r­
sicht des Haupteinsatzgeb ietes. Für di e Aus­
gangslage werden alle Mogne.signoturen on 
ih re Standorte. Einheiten an ihre Bereit­
schaftssteIlungen gese tzt und auf Grund der 
laufend e ingehenden Meldungen verschoben. 

Während eine r Zivilschutzübung : Lageplan­
führung im praktischen Einsatz. De r Komman­
dant der luftschutztrupP8 orientie rt sich im 
Befehlsstand der örtlichen Zivilschufzorgani­
sotion über seine Einsatzaufgaben und die 
künesten Anmarschwege für seine Einheiten. 

Für einen Abschnittskommandanten ist 
es im Kriege schwierig, aber wiederum 
äußerst wichtig und entscheidend, daß er 
die übersicht über die Entwicklung von 
militärischen Operationen behält. Nur 
dann kann er klar und rasch disponieren, 
d. h. seine eigenen Mittel rechtzeitig am 
richtigen Ort einsetzen. Dies gilt seit der 
Antike bis zur heutigen hypermodernen 
Kriegführung - sowohl für den Komman­
danten im Felde wie für den Leiter einer 
Zivilsmutz-Organisa tion. 

Mit der schweizerischen ZivilsdlUtz-Orga­
nisation und deren Aufgaben, besonders 
im Meldewesen, schon aus meiner aktiven 
Dienstzeit her bestens vertraut, bin im 
als immer noch aktiver übermittlungsoffi­
zier der feldgrauen Luftschutztruppe zu 
der überzeugung gekommen, daß den 
KommandosteIlen ein Mittel in die 
l'lände gegeben werden sollte, das ihnen 
eine sofortige klare Lageübersicht ermög­
licht. 

Die Lageplanführungen mit dem üb­
lichen Föhnchensteckereien, dem Ober­
zeichnen, übermalen und überschreiben 
der meist auf riesigen Tischen ausgebrei­
teten oder an Holz- und Tapetenwände 
gehefteten Karten und Pläne sind mir 
ebenso bekannt wie ihre Unzulänglich­
keiten im Ernstfall-Moment. 

In hohen militärisdten Stäben kannte 
man da und dort bereits die Lageplan­
führung auf Magnetbasis: An festen 
KommandosteIlen im sogenannten "si­
cheren Hinterland" wurden große und 
schwere magnetisdle Wände eingebaut, 
auf denen dann diese Signaturen, auf Me­
tallpHittchen gezeichnet, verschoben wer­
den konnten. 

Beim modernen Bewegungskrieg müssen 
die KommandosteJlen im Feld wie beim 
Zivilschutz elastisch sein und ihren 
Standort unter Umständen in kürzester 
Zeit wedtseln können. Lagepläne mitsamt 
den momentanen Aufzeichnungen müs­
sen, ohne Schaden zu nehmen, mitgeführt 
werden. Eine Lageplan-Verlagerung ist 
bei schweren magnetisdten Wänden aber 
unmöglich.. 

Diese überlegungen haben mich auf die 
Idee gebradtt, eine nicht rostende, kratz­
und wetterfeste Karten- und Plan-Unter­
lageplatte zu smalTen, die unter sim 
durm ein sinnfälliges, einfaches, aber 
stabiles Verriegelungssystem nam allen 
vier Seiten verbunden ist. Diese Platte 
mußte zudem die Eigenschaften "s tabil , 
dennoch nicht zu sdlwer, maximaler An­
ziehungskoeffizient auf Dauermagnet­
typen" aufweisen. 

en 
Dadurch, daß das schweizerische topo­
graphische Kartensyslem genormt ist und 
neuestens auch di e Kataster-Stadtpläne 
angeglidten werden, war die Grundlage 
für die Größe der Platten bereits gegeben. 
Durm einen Zufall lernte im das Industrie­
Terminplanungs- und Kontrollsystem auf 
Magnetbasis (System Magnetoplan, das 
seinen Ursprung in Deutschland hat) nä­
her kennen. Dabei erhielt im die An­
regung. diese kleinen, miltelstarken 
Dauermagnettypen als Basis für die Si­
gnaturen des Zivilschutzes und der Armee 
zu verwenden. 

Die für den schweizerischen Zivilsdtutz 
wie den militärischen Luftschutz bestehen­
den Signaturen und Farben sind fest­
gelegt. Ich entschloß mich daher, für eine 
klare und rasche übersicht eine Formen­
Blicktriage zu schaffen, und zwar für : 

KommandosteIlen bzw. Kommandopo­
sten : hochgeste llte Rechted<e. 

ortsgebundene Zivilschutz - Organisatio­
nen: quergestellte Rechtecke, 

einzusetzende Truppenteile: rund (im 
Größenverhältnis ihrer Einheiten ge­
stuft: Bataillon, Kompanie, Zug; Zivil­
sdtutz-Organisationen schwarze Signa­
turen, militärische Luftschutztruppe 
weiße Signaturen). 

Für die Größe der Signaturen waren die 
Stadt· und Katasterpläne maßgebend, da 
sie nidll zu große Flädten zudecken 
durf1en, und außerdem auf eine Entfer­
nung von 3-4 Metern auch in den Details 
sofort zu erkennen sein und eine klare 
Lageübersidtt gewährleisten mußten. 

Vormarsch richtungen oder befohlene Ein­
sätze am Katastrophenort werden durch 
Pfeilmagnete in den entspredtenden Far­
ben (Zinnoberrot = Kriegsfeuerwehr. 
Karminrot - Luftsmutztruppe} darge­
stellt. 

Als Stadtpläne eignen sich nicht allzu 
große Maßstäbe (ca. 1: 2000). Vorteilhlfft 
sind mit Pastellfa rben kolorierte Stadt ­
pläne (Häusergruppen orangerötlidt, Ra­
senflächen und Wald partien in einem dif­
ferenzierten grünlichen Ton, Flüsse. 
Weiher, Barlebassins, gefaßte Wasser­
kanäle - als Wasserbezugsorte gedamt -
in einem gut erkennbaren bläulidten 
Ton). 

Die Pläne werden auf der Bildseite mit 
einer dünnen, farblosen und selbstkleben­
den Mattfolie überzogen, wie sie heule 
überall im IIandel zu haben sind. Auf der 
Rückseite wird der Plan mit einem Lack 
dünn gespritzt, falls er nicht von vorn-



scheiden 
Text und Photos von Hans Steiner, Bern 

herein fest auf die metal1~ne Planunter­
lageplatte aufgezogen wird. Dadurch kann 
ein lästiges Werfen und Wellen der Kar­
ten und Pläne in feuchten Bunkern und 
Kommandoposten vermieden werden. 
Die farblose Mattfolie erlaubt die tau­
fende Einzeichnung von Lageentwicklun­
gen (Brandherde, Flächenbrände, Ver­
schüttungen) mit Fettstiften. Sie ermög­
licht ein vollständiges Auslösmen mit 
einem benzinbefeudtteten Lappen, ohne 

daß die Karte oder der Plan und dessen 
Kolorit irgendwie beeinträdttigt würde. 
Wo die Pläne nur provisorism auf die 
Planunterlageplatte aufgezogen werden 
sollen, genügt ein Festkleben an den Eck­
partien mit selbstklebenden Doppel· 
klebestreifen. 
Muß nun ein Kommandostandort plötz­
lich verlegt werden, so löst man das Ver­
riegelungssystem der Platten sorgfältig 
mitsamt der eingezeichneten Lage. Je-
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Durch ein einfaches Verriegelungssyslem 
können die Grundplatten für die Pläne und 
Karten rasch miteinander verbunden werden. 

weils zwei Platten werden Lage gegen 
Lage, mit einer weichen, 2 cm dicken 
Sdlaumgummiplatte dazwisrnen, mit 
Hilfe eines 2 cm breiten Gummibandes 
durm Einklinkehaken am umgelegten 
Plaltenrand paarweise zusammenge· 
spannt. Eine eigens für diesen Zweck 
konstruierte Transportkiste mit aufklapp­
barem Deckel und abklappbarer Seite er­
möglimt am neuen Standort in kürzester 
Zeit den unversehrten Zusammenbau. 
(Beispiel: Eine Verlagerung von acht 
Platten an einen 12 km entfernten Stand­
ort dauert vom Augenblick des Abbaus 
bis zum fertigen Neuaufbau 25 Minuten.) 
Die ganze Lageplan·Anlage eignet sim 
auch vorzüglim zu improvisierten Obun­
gen, da sie, an der Wand hängend, auch 
einem großen Auditorium eine gute Ober­
sidlt gestattet. 
Zu Schulungs- und Obungszwecken sowie 
zur rasmen Weitergabe der jeweiligen 
Lage mit ihren Veränderungen während 
der Kampfphasen können beim heutigen 
hohen Stand der Photographie sporadisch 
Blitzlimtaufnahmen gemamt und in kür­
zester Zeit als Diapositive zu Großpro­
jektionszwecken weitergegeben werden. 
Das spridlwörtlich langsame Bern mit 
seiner ebenso sprimwörtlidJ. fortschritt· 
Iimen Einstellung hat mir als erste Stadt 
Gelegenheit gegeben, diese Lageplan· 
führung auf Magnetbasis anläßlim einer 
großangelegten kombinierten Zivilsrnutz· 
übung auszuprobieren. Heute besitzen be· 
reHs alle größeren Städte der Schweiz 
diese einheitlich ausgebaute Lageplan· 
führung. 
Erste Voraussetzung aber für eine lücken· 
lose Lageplanführung ist und bleibt ein 
gut ausgebautes, sicher und rasm funk· 
tionierendes Verbindungsnetz, das durdt 
Funk, Draht, Meldefahrer usw. die Kom­
mandostellen über die Entwicklung der 
Lage, den Standort und den Einsatz der 
eigenen Kräfte ständig auf dem laufenden 
hält. 
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WAS SAGEN DIE 
PROFESSOREN? Profenor Dr. linus Pouling 

Die radioaktiven Gefahren im Widerstreit der Auffassungen 

11. Folge 

.. Amerikanischen Wisscnsdtaftlern ist es 
gelungen, ein Verfahren zu entwickeln, 
mit dem radioaktives Strontium 90 aus 
der Mildt entfernt werden kann. In einem 
ßcridlt der amerikanismen Atomenergie­
kommission heißt es, durch Anwendung 
bestimmter Techniken des lonenaustau­
schcB sei es möglidt geworden. aus Ma­
germilch 94'/0 des Strontium 90 8bzu­
sdlCiden, ohne den Kalkgehalt der Milch 
zu beeinträchtigen. Es sind jedom noch 
mehr Versuche notwendig, ehe man dazu 
gelangen kann, das Verfahren auf breiter 
Dasis anzuwenden und die Kosten für 
seine Einführung in die Molkereien zu 
ermitteln ... " 
Diese nam einer Bekanntmachung des 
US-State Departement von dpa verbreite­
te Meldung ging kürzlich durch die Welt­
presse und stellte den gesamten Fragen­
komplex um dieses gefährliche Strontium­
Isotop erneut zur Diskussion. 
Zuvor aber sei der Diskussion die Defini­
tion des Strontium 90 vorangestellt, wie 
sie Dr. Merryl Eisenbud, der Leiter des 
US-Gesundheits- und Sicherheits labors 
der Atom-Energie-Kommlssion, für den 
Fernsehreporter Jürgen Neven-du Mont 
formuliert hat. Dr. Eisenbud sagte: 
.. Wenn wir die Erde an der Oberfläche 
untersuchen, finden wir Strontium 90. 
Wenn wir aher 30 cm tiefer graben, fin­
den wir kein Strontium mehr. Wenn wir 
in Museen gehen und alte Pflanzen und 
Tiere untersuchen, die früher lebten, so 
finden wir aum kein Strontium. Genau­
so ist es, wenn wir aufbewahrte Lebcns­
mittcl aus früheren Zeiten untersurnen . 
Wenn wir aber Mensmen untersurnen, die 
h('ute leben, so finden wir Strontium in 
größeren Mengen im Skelett. Deshalb gab 
es vor den Atombomben kein Strontium 
auf der Welt. Nur einmal wird es vor­
übergehend Strontium gegeben haben: bei 
der Ersmaffung der WPIt , aber das weiß 
niemand genau .• 
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Nach dieser Begriffsbestimmu ng eines 
amerikanischen Famgelehrten wollen wir 
uns den über dieses Gebiet in der Bun­
desrepublik angestellten Untcrsuchungen 
zuwenden. 

Strontium 90, gefährlimes Produkt 
radioaktiven Zerfall s 

Ein WissensmaitIer, der sidt eingehend 
mit Strontium 90 befaßt hat, ist Professor 
Dr. Karl Bemert, Direktor des Instituts 
für theoretische Physik an der Universität 
Mainz. Jürgen Neven-du Mont hatte den 
Gelehrten gebeten, einmal aur das Pro­
blem des bei einer atomaren Detonation 
entstehenden Strontium 90 einzugehen. 
Professor Bechert sagtc dazu: .,Stron­
tium 90 ist einer der gefährlichsten strah­
lungsfiihigen Stoffe, die bei Atomdetonn­
lionen, aber auch im Atomkrieg entste­
hen. Das Strontium 90 entsteht nimt 
unmittelbar. Es entsteht aus einem radio­
aktiven Gas, ist inro lgedessen fe in ve r­
teilt und kommt langsam zur Erde zurüd<:, 
wenn es von einer Atombombe hochgejagt 
wird. Bei dem Ausfall unten auf der Erde 
ist zu bedenken, daß es in den Boden ein­
dringen kann, daß der Boden e ine Filter­
wirkung ausübt, so daß in den ersten 10 
bis 20 cm der Erdoberfläche das radio­
aktive Zeug sted<:enbleibt, die Pflan­
zen diesen Stoff aber in sich durch d ie 
Wurzeln aufnehmen kö nnen. Wir wissen 
auch, daß Strontium an den Pflanzen ein­
trocknen kann, wenn es durch Regenfall 
auf die Pflanzen gekommen ist, und daß 
man es nimt abwasmen kann. Strontium 
wandert in den menschlichen Körper ein, 
indem wir radioaktiv gewordenes Gemüse 
und dergleichen essen. Es setzt sich in 
den Knomen fest und strahlt von da aus 
seine gefährlichen Strahlen ins Knochen­
mark ei n, so daß d ie Mensmen als Folge 
einer solchen radioaktiven Verseumung 
mit Strontium Knochenmarkkrebs und 

Dlu thebs bekommen können. Seh r ange­
sehene Erbforsmer haben beremnet, wie 
lange cs dauern wird. bis die Erbschäden, 
die heute in der Menschheit durch die 
Alomwnffenversume - das heißt beson­
ders durch Strontium 90 - überall aur der 
Erde herausgekommen sein werden. Und 
sie hoben abgesdtälzt. daß das etwa 30 
bis 40 Generationen dauern wird - wir 
können sagen : rund 1000 Jah re. Mit einem 
Wort - w ir smädigen dadurch, daß wir 
die AtomwaITenversudte zulassen, unse re 
Nadlkommensmaft für die nächsten 1000 
Jahre." 
Davon abweimend, hai die .. Schutzkom­
mission" , ein Gremium unabhängiger 

Diese Ratten wurden mit langlebigen radio­
aktiven Isotopen geimpft, die durch chemische 
Beigaben zum Futter dem Körper wieder ent­
zogen werden sollen. Das Experiment 5011 
wirksame Schutzmaßnahmen gegen die RadiC)­
aktivität und ihre Folgen entwidceln helfen. 



Dr. Merryl Eisenbud 

Wissenschaftler, das ehrenamtlich die 
BundesregiertUlg in einschlägigen Fragen 
berät, das vorläufige Ergebnis seiner For· 
schungen über Strontium 90 wie folgt zu· 
sammengefaßt: "Das für den Mensmen 
gefährlichste Produkt unter den radio· 
aktiven Substanzen ist das Strontium 90, 
das aber nur 0,1 bis 11' 1, vielfam nom 
weniger, von der gesamten Aktivität aus· 
macht, die im Monatsdurrnschnitt nieder· 
geht. Der Einwand, Strontium 90 sei dodt 
besonders gefährlich, weil es süh nadl 
Aufnahme mit der Nahrung im Knodten 
absetzt und dort festgehalten wird, ist 
nicht stimhaltig, weil sich das künstliche 
Strontium und das natürliche Radium 
nahezu gteim verhalten und die Strahlung 
des Radiums pro Mikrocurie eine wesent· 
lieh stärkere Ionisierung hervorruft als 
das Stron tium: die Ionisierung ist die 
eigentlime Ursache der möglichen Srnä· 
d igung. Nadt den gemessenen Daten 
bleibt die Menge der künstlühen Radio· 
aktivität, die auf den Boden kommt, heute 
noch immer beträmtlim unter dem An· 
teil der natürlidten Aktivität. die in den 
obersten zehn Zentimetern Erdreim ent· 
halten ist. Daraus folgt, daß sie keine 
Gefahr darstellen kann." 
E~änzt wird das Forsmungsergebnis der 
"s"'chutzkommission" durch die Arbeiten 
englischer Wissenschaftler, die nach um· 
fangreidlen Untersudmngen an Knochen, 
Geweben und Nahrungsmitteln festste ll· 
ten. daß die natü_rlime Radioaktiv ität der 
menschlichen Nahrung 1000mal größer ist 
als die gegenwärtig meßbare Dosis Stron· 
tium 90, die auf die Atombombendetona· 
lionen zurütkgeführt wird. Weitere Expe· 
rimente an einem drei jährigen Jungen er· 
gaben, daß die Nahrungsmittel, die mit 
ihrem hohen Gehalt an Kohlehydraten 
fü r die britisdle Insel typism sind, große 
Mengen natürlimen Radiums und Tho· 
riums enthalten, deren Strahlung etwa 

300m al so stark ist wie die von den 
A·Bomben·Versuchen herrührende "Stron· 
tium·90·Dosis" . 
Die britisdten Wissensmaftler stellten 
weiter fest, daß der größte Teil der na· 
türlidten Radioaktivität innerhalb von 
24 Stunden abklingt. Die Knomen eines 
neugeborenen Kindes enthalten ebenso· 
viel Radium wie die Knochen eines Er· 
wamsenen. Aus diesem Umstand und aus 
weiteren anderen Beobadttungen schHe· 
ßen die Forsmer, daß der mensdtlime 
Körper über einen komplizierten Mecha· 
nismus verfügt, der das radioaktive 
Gleichgewicht im Körper automatisch wie· 
derhers tell t. 

Die augenblickliche Situation 

In Unkenntnis dieser neuen Erkenntnisse 
der Wissensmaftler verstärkt sich in der 
öffentlichkeit die Auffassung, daß die 
Gefährdung der Menschheit durm radio· 
aktive Spaltprodukte, die mit dem Nie· 
dersmlag auf die Erde gelangen, lebens· 
gefährlim angestiegen sei. 
Dazu sagt Professor Dr. Walter Gertam 
vom Ersten Physikalischen Institut der 
Universität München, der seit19S6 die über 
Bayern niedergehenden Niedersc:hläge un· 
tersumt: "Die radioaktive Strahlung die· 
ser Stoffe bringt Gefahr für Mensm und 

Tier. Die Konzentration dieser Stoffe in 
Niedersc::blägen ist noch Dimt so horn. daß 
sie eine unmittelbare Erkrankung bringen 
könnte. Aber manme dieser Stoffe, be· 
sonders das Strontium, lagern sich in den 
Knomen ab und bilden dort Strahlungs· 
herde, die jahrelang andauern. Dabei ist 
erst ein sehr kleiner Teil der ausgebilde­
ten radioaktiven Stoffe aus der Atmo· 
sphäre und Stratosphäre auf die Erde her· 
untergekommen. Würde man jetzt die 
Bombenversuche einstellen, dann würde 
diese Zusatzaktivität in den nächsten Jah· 
ren trotzdem noch etwa um das Zehn· 
fache zunehmen. Führt man die Versudte 
aber weiter durm, so ste igt die künstliche 
Radioaktivität auf das Vielfame der na· 
türlichen Strahlenbelastung an. Man muß 
nämlim immer daran denken, daß keine 
Strahlung radioaktiver Substanz, die ein· 
mal vom Körper aufgenommen worden 
ist, verlorengeht. Jede neue Strablenbela­
stung kommt zu der smon vorhandenen 
Belastung hinzu." 

Im Brennpunkt wissenschaftlicher 
Untersumungen 

Ebensowie Professor Gerlach versumt aum 
Professor or. A. Hinzpeter, Hannover, die 
irrige Auffassung der Öffentlichkeit über 
die Gefährdung durm radioaktive Nieder· 

Professor Dr. Karl Bechert, der Direktor des Instituts für theoretische Physik an der Universität 
Mainz (Bild oben) hält die Auswirkungen des radioaktiven Strontiums hinsichtlich der Erb· 
schäden für äuBerst gefährlich. Dr. Lawrence Kulp (Bild unten), der als bedeutender Wissen· 
schaftier auf diesem Gebiet gilt, hat dagegen die Auffassung, daB die Taleranzgrenze auch in 
20 Jahren nicht erreicht wird . Er war der erste, der Strontium 90 im Menschen nachgewiesen hat. 



Im Rahmon e ines ausgedehnte n Forschungs­
programms werden die Fische und das Was­
ser des Columbia River unterha lb des g roßen 
Atomkraftwerks Hanford auf den Grad ih­
rer radioaktiven Verseumung hin unters um t. 

sdlläge zu korrigieren. In einem in der 
Naturwisscnsdtaftlichen Rundsdlau ver­
öffentlichten Artikel erläutert der Ge­
lehrte die radiologischen Meßwerte im 
Regen- und Trinkwasser wie folgt: 
.. Die in letzter Zeit immer wieder aufge­
stellte Behauptung, die Radioaktivität des 
Regenwassers betrage das 60fache der 
maximal zulässigen radioaktiven Konzen­
tration für Trinkwasser, ist richtig. In 
Ilonnover ist dieser Faktor auf Grund der 
regclmiißigen Messungen des Instituts für 
Angcwondte Physik der Tedmischen 
Ifochschule in den Monaten April und 
Mai sogar 150 gewesen. Es ist aber ein 
grundlegender Irrtum, diese Angabe in 
unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Giftigkeit des Wassers für den Menschen 
zu bringen. Der eigentliche giftige Anteil 
dieser ,Gesamt aktivität' liegt nämlich 
noch weit unterhalb der zulüssigen Kon­
zentration. Dies soll erläutert werden : 
Die Radioaktivität besteht in der Aussen­
dung mehr oder weniger schädlicher Strah­
lung bei dem Zerfall der Atomkerne ra­
dioaktiver Stoffe. Oie Radioaktivität von 
Wasser kann also gemessen werden durch 
die in einem Liter je Minute stattfindende 
Anzahl Kernzerfälle. Die Messung der 
Aktivität besteht im einfachsten Falle in 
der Auszählung dieser Zerfallszahlen, der 
sogenannten Zerfallsrate, mit dem Gei­
gerzähler. 
Das amerikanische Atomenergiegesetz. 
dessen Daten in die deutschen Richtlinien 
übernommen sind, bestimmt, daß in einem 
Liter radioaktiven Wasser, dessen che­
mische Zusammensetzung der aktiven 
Destandteile unbekannt ist. nimt mehr als 
22 Zerfälle je Minute (0,1 X 10-1' Mikro­
curie/ern') stattfinden dürfen, wenn dieses 
Wasser als Trinkwasser für große Bevöl­
kerungsgruppen verwendet werden soll. 
Diese Zerfallsrate ist mit einem Sicher­
heitsCaktor 10 sehr niedrig angesetzt, da 
die Aktivität im schlimmsten Falle zu 
1000/0 aus den giftigsten radioaktiven 
Storren Radium und Thorium bestehen 
könnte. 
Nädlst dem Radium und Thorium ist der 
giftigste radioaktive Stoff das Strontium 
90, dessen smädigende Wirkung nam der 
Festsetzung in den Knochen erst nam 
sieben Jahren auC die Ilälfte zurüd<geht. 
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Nam dem obigen Gesetz dürfen in einem 
Liter Trinkwasser von den vorhandenen 
Strontium-90-Kernen und ihrer Tochter­
substanz Yttrium 90 zusammen 160 Zer­
fälle je Minute stattfinden (0,6 - 10- 1 

Mikroeurie/em' ). - Die Aktivität des Re­
genwassers rührt aber weder von Radium 
und Thorium nom zu 1000/0 von Strontium 
her. sondern besteht zum weitaus größten 
Teil aus einer Anzahl praktism ungiftiger 
radioaktiver Stoffe, ungiftig wegen ihrer 
im Organismus nur kurzzeitig smädigen­
den Wirkung. 
Die bei der eingangs genannten 150famen 
Oberkonzentration im Liter Wasser ge­
messene Zerfallsrate von etwa 3000 Zer­
fällen pro Minute würde sich praktisch 
nur durch denjenigen Bruchteil smädi­
ge nd auswirken, der von Strontium 90 
herrührt. Radium und Thorium sind im 
Regenwasser mit Sicherheit nicht enthal­
ten. Wenn daher die Gesamtaktivität 
eines Liters Trinkwasser die für Stron­
tium 90 zulässige Höchstzahl von 160 Zer­
fällen pro Minute (0.6 - 10 7 Mikroeuriel 
em') übersdlreitet, dann muß der Stron­
tium-gO-Anteil dieser Aktivität absolut 
bestimmt werden. 
Die Giftigkeit von Trinkwasser kann also 
nicht durch Angabe seiner Gesamtaktivi­
töt beurteilt werden. sondern nur durch 
Angabe des Prozentsatzes, den der tat­
sächlich gemessene Strontium-90-Gehalt 
von dem im Liter Trinkwasser zulüssigen 
Strontium-90-Gehalt ausmacht. 
Darin besteht also der grundlegende Irr­
tum, auf dem einige kürzlich erschienene 
Beridl1e beruhen. - Das Zisternen wasser 
de; niedersüdlsischen Küstengebiete wies 
in den letzten beiden Monaten etwa 4% 

der maximal fürTrinkwasser für große Be­
völkerungsgruppen zulässigen Strontium­
OO-Aktivität auf. Akute Gefahr besteht 
also trotz 60facher Oberkonzentration der 
Gesamtaktivität des Zisternenwassers 
nom lange nicht." 

Normen werden fes tgesetzt 

Als bedeutendsterWissenschaftler auf dem 
Gebiet der Untersuchung von Strontium 90 

gilt der Amerikaner Dr. Lawrenee Kulp. 
Er war der erste, der radioaktives Stron­
tium im menschlichen Skelett namweisen 
konnte. Dr. Kulp nimmt zu dem Problem 
wie folgt Stellung: 
"Ein internationaler Ausschuß zur Erfor­
schung von Strontium hat festgelegt, daß 
1000 Einheiten Strontium wohl das aller- , 
hömstc ist, was man einem Mensmen zu­
muten kann. 
Diese 1000 Einheiten hat man deshalb 
BUm als Toleranzgrenze nur für die Atom­
arbeiter festgeleg t, die täglich radioaktiven 
Strahlungen von Berufs wegen ausgesetzt 
sind. Der Ausschuß empfiehlt, daß die 
normule Bevölkerung nimt mehr als 100 
Einheiten Strontium aufnehmen soll. Un­
tersuchungen bei amerikanismen Kindern 
haben ergeben, daß sie bisher schon etwa 
0,9 Strontiumeinheiten ausgesetzt wurden. 
In anderen Ländern ist es weniger, be­
sonders in Südamerika. Das kommt da­
her, daß die meisten Versurne von Ame­
rika und Rußland in der nördlichen He­
misphäre gemacht worden sind. 
Indem wir diese wichtigen Informationen 
und unsere Erkenntnisse über das Vor­
handcnseln von Strontium in den mensch­
lichen Knochen benutzen, können wir vor­
aussagen, wie hoch Strontiummengen in 
Zukunft sein werden. So haben wir fest­
gestellt, daß. wenn ab heute keine Atom­
bomben mehr detonieren, die Kinder im 
Jahre 1977 noch etwa 1,5 Strontiumeinhei­
tcn haben werden. Wenn aber der Atom­
staub in solchem Ausmaß wie bisher oder 
nom stärker auf die Erde fall en sollte, 
dann dUrften die Kinder im Jahre 1977 
wahrscheinlidl 10 Strontiumeinheiten ha­
ben. also immer noch viel weniger als die 
100 Einheiten, die der Ausschuß für Strah­
lenschutz für ungefährlich hält. Man muß 
jedoch hinzufügen, dan niemand von uns 
die möglichen biologischen Wirkungen auf 
lange Sicht richtig einschätzen kann. Die 
Situation kann also mehr kritisch (more 
eritieal) sein." 
Ergänzend dazu hält der Leiter der Ab­
teilung für Strahlenbiologie und Iso topen­
forschung der Marburger Universität, Pro­
fessor Dr. Dr. Graul, den gesamten Stron-

Atomrea ktoron sind das bevorzugte Forschungsob jekt de r Radiologen. So 
we rden aus dem Wasserbassin dieses Reaktors in Oak Ridge ständig Pro­
ben e ntnommen, um den Abfall der Rad ioaktivität feststell en zu kä nnen. 



Hurn-gO-Komplex für sehr problematism 
wenn nicht spekulativ. Seiner Meinung 
nach lassen sich diese Fragen deshalb 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt aum nimt 
annähernd exakt beantworten, weil ein­
fach die dazugehörigen Grundlagen nom 
nimt erarbeitet sind. Bisher ist noch nidtt 
einmal die maximal zulässige Konzentra­
tion von Strontium 90 für den Mensdten 
bekannt. Die sogenannten offiziellen Werte 
sind entweder sdtätzometrisrne übertra­
gungen tierexperimenteller Ergebnisse auf 
den Menschen oder versurnsweise Äqui­
valenzwerte für Radium auf der Basis der 
bisher bekanntgewordenen Radiumvergif­
tungen. 

Bekämpfungsmethoden 

Parallel mit diesen grundsätzlidten Unter­
suchungen befassen sidl Wissensmaftler 
in der ganzen Welt mit dem Problem, den 
radioaktiven Gefahren wirksam entgegen­
treten zu können. 
So hat sidt das National Plant Food In­
stitut in Was hingt on mit der Frage be­
schäftigt, ob und wieweit der Gehalt von 
Strontium 90 und Cäsium 137 in land­
wirtsmaftlim genutzten Böden reduziert 
werden kann. Versuche des Los Alamos 
Scientific Laboratory der University of 
California haben gezeigt, daß unter be­
stimmten Voraussetzungen durch eine 
Steigerung des Kalziumgehalts des Bo­
dens die Aufnahme von Strontium 90 
durm die Pflanze reduziert wird. Ähnlidle 
Versurne mit Kali ergaben, daß sidt die 
Aufnahme von Cäsium 137 ebenso ver­
rin~ern läßt. Weitere Versuche zeigten, 
daß radiurnverseudlte Böden durch me­
chanische Bearbeitung weitgehend ent­
seumt werden können. 
Auch auf medizinischem Gebiet sind die 
Forschungen im Gange. Wie aus einer 
afp-Meldung hervorgeht, sollen die japa­
nischen Professoren Eiichiogawa und Mi­
lerkiun vom Forschungsinstitut der Uni­
versität von Lumrna festgestellt haben, 
daß der Organismus von Mäusen, denen 
Cäsium 137 und Zirconium 95 appliziert 
worden war, nach Einspritzung einer 

Die Grünpflanzen auf dem Gebiet der Han­
ford-Werke werden ständig mit Geigerzäh­
lern kontrolliert und ihre Blätter analysie rt. 

Diese Mäuse müßte n eigentlich schon längst den qualvollen Strahlentod 
gcstorbcn se in . Sie sind jedoch mit e ine m besonderen Präparat gesp ritzt 
worden und leben immer noch! Die Ve rsuche berechtigen zu Hoffnungen. 

Misdlllng von Natrium-Kalzium-Zitrat in 
kurzer Zeit 7f11/0 der radioaktiven Sub­
stanzen ausstößt. 
Was für die radioaktiven Isotope gilt, 
kann sicherlich auch eines Tages auf 
Strontium 90 angewandt werden. 
Dieser Ansicht ist aum Professor Dr. Pas­
qual Jordan, Professor für theorctisme 
Physik an der Universität Hamburg. Der 
Gelehrte sagt dazu: 

"Was nun das Strontium betriITt, so bin 
ich der Meinung, daß man auch diese Ge­
fahr in Zukunft rnedizinism wird abweh­
ren können. Gerade in letzter Zeit sind 
große Fortschritte durm die Sdlaffung 
von Medikamenten gemacht worden, durm 
das Strontium 90, welches in den mensch­
lichen Körper eingedrungen, aber ndeft 
nicht dort abgesetzt ist, wieder beseitigt 
werden kann." Fortsetzung folgt 
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Atomtechnisches Aerosol 

Heft 7 der Schriften reihe des Bundesmini. 
sters für Atomkernenergie und Wasserwirt· 
schaft, von M. Hinzpeter, F. Backer und H. 
Reifferscheid, erschienen im Verlag Gersbach 
& Sohn, Braunschweig. 64 S., brosdliert. 

In der Atmosphäre der Erde ist ständig ein 
zusammenhängendes, fein verteiltes System 
von festen und flüssigen Beimengungen vor­
handen. die unter der Bezeichnung Aerosol zu­
sammengefaßt werden. Das Größenspektrum 
dieser Beimengußgen rehnt von dem mole­
kularen Bereich der sogenannten Kleinionen 
bis zu den Wolken- und Niedersdtlags­
elementen. Diese festen oder flüssigen Teil­
men können durch Ausfall auf den Erdboden 
gelangen und sich unter bestimmten Voraus­
setzungen zu größeren Teilchen vereinigen. 
Die vorliegende Arbeit gibt einen Oberblidt: 
über das Verhalten des atomtemnlschell 
Aerosols der Atmosphäre, die ständigen 
Oberwomungsmaßnahmen, dic in der Bun­
desrepublik eingerichteten Meßverfahren und 
Me8stellen, 

The World 's Flghtlng Planes 

von William G ree n & Ge rald Poll inger, er· 
schienen im Verlag Macdanald, Landon, 240 
Seiten mit 262 Fotos und 188 Zeichnungen, 

Seit langem gilt dieses Taschenbuch der 
Kampfflugzeuge der Welt als unentbehrliches 
Nachschlagewerk für Militärs, Industrielle 
und Fachjournalisten (siehe Bild unten links), 
Nach Ländern geordne t, findet man hier eine 
kurze. aber erschöpfende Auskunft über alle 
augenblicklich im Dienst stehenden Flugzeuge 
und die Typen, die später in die Truppe ein­
geführt werden. 
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Als besondere Leistung der belden Verfasser 
muß gewertet werden, daß in dem Nach­
schlagewerk fast alle bekannten Daten über 
die sowjetismen Flugzeuge veröffentlicht 
worden sind. Zusammen mit den ebenfalls 
sorgfältig bearbeiteten Typen und Daten der 
Länder des Warschauer Pakt sys tems (z. B, 
Polen, Tschemoslowakel. Ungarn, Rumänien 
usw.) wird es dem interessierten Leser mit 
diesem BmDe möglich, sich über die bemannte 
Luftrüstung dieser Staaten eingehend zu 
unterrichten. 

Weyers Flotten-Taschenbuch 

41. Jahrgang, herausgegeben von Alexander 
Bredt, erschienen im J. F. Lehmanns Verlag 
München, 376 Seiten , 950 SchiRsskin en und 
Deckspläne, 284 Photos, Plastikei nband, 

Dos vorliegende Werk vermittelt eine BUS­
gezeichnete Obersic:ht über die Zusammen­
setzung der einzelnen Flotten der Welt und 
dic inzwischen eingetretenen Neuerungen, 
Besonders interessant ist der in dem Tasmen­
buch beschriebene Stand der sowjetischen 
Flotte, deren Lenkwaffen-U-Bootrüstung in 
der letzten Zeit wiederum Anlaß eingehender 
Diskussionen der militiirischen Experten war. 

Grundlagen der Strahltriebwerke 

von H. W. Stuhr, e rschienen im Verlag Richard 
Carl Schmidt & Co" Braunschweig. Umfang 
64 Seiten, kartoniert. 

Angesic:hts der ständig wachsenden Geschwin­
digkeiten und Leistungen moderner Flug­
zeuge ist es wichtig, sich einmal über die 
Maschinen, welme diese Entwicklung ermög­
lichten, zu unterrimten. 
Diese Aufgabe hat der Verfasser des vor­
liegenden Werkes in hervorragender Weise 
gelöst. Nach einer kurzen Rekapitilierung der 
physikalischen Grundlagen beschreibt Stuhr 
den Aufbau und die Wirkungsweise von Ra­
keten, Staustrahltriebwerken, Schmidt-Argus­
Rohren usw, und ihre spezielle Eignung für 
die verschiedenen Flugzeugtypen. Das her­
vorragend gegliederte Werk zeigt dem tech­
nisch Interessierten die Zusammenhünge auf 
und erklärt in gut verständlichen Abhandlun­
gen den wesentlichen Inhalt der wichtigsten 
Begriffe aus dem Gebiet der Strahltrieb­
werke. 
In der fiugtedtnischen Reihe des gleichen 
Verlages ist von Hugo Ringgruber eine Zu­
sammenfassung über Raketenantriebe er­
smienen. Die Leistung des Verlags liegt 
darin, auch dieses Spezialgebiet in der oben 
beschriebenen Form als ein ausgezeidmetes 
Kompendium veröffentlicht zu haben. 

Sovlet Air Power 

von Richard E. Stodc:well, erschienen bei Page­
ant Press Inc. New York, 238 Seiten mit vie­
len Fotos und Abbildunge n, Leinen. 

Noch vor zehn Jahren wurde die sowjetische 
Luftrüstung rückständig ge nannt. Heute sind 
die ru ssischen Luftstreitkräfte zusammen mil 
ihrer nuklearen Dcwaffnung zum sdtlagkrä f­
tigsten Instrument der Ostblock s taaten auf­
gestiegen. 
Wie es zu diesem rasanten Umschwung kam 
und zu zeigen, welche Kräfte zu dem be· 
merkenswerten Aufstieg der sowjetischen 
Luftstreitkräfte zur zweitstärksten Luftmacht 
der Welt führt en, diese Aufgabe hatte sim 
der Verfasser gesetzt und mit seiner Arbeit 
im wesentlichen erfüllt. 
Wertvollster Teil des Werkes ist ein Ergän­
zungsband, der fast lückenloses Material 
über die bemannten Angriftsträger der So· 
wjetunion enthält. 
Wegen der nom ausstehenden Bestätigung 
eines Großteils der Daten von offizieller Seite 
ist dem Buch des ehemaligen Redak teurs von 
Aviation Age, einer führenden amerikani­
smen Luftfahrt-Famzcitschrift . jedom nur 
informativer Charakter zuzuspremen. 

Strategie Air Power tor Dynamlc 
Securlty 

von Stefan T. Possony, erschienen im Verlag 
Infantry Journal Press, Washington, OC. 313 
Seiten, Leineneinband. 

In einer Welt, die jederzeit wieder in einen 
Konflikt größeren Ausmaßes verwickelt wer· 
den kann, ist es wichtig, sim über das mili­
tärische Vcrleidigungspotential der einzelnen 
Mächte zu informieren (siehe Bild unlcn 
remts). 
Dr. Possony, der rrüher am Institute ror 
Advanced Studies in Princeton tätig war, be­
schreibt in seinem Dum die Bedeutung der 
strategischen Luftmacht, verbunden mit ent· 
sprechend gerüsteten Land- und Seestreit· 
kräften. fUr die Erhaltung des Weltfriedens 
durm eine Politik der Absmreckung. Beson­
ders interessant sind die Ausführungen über 
die Luftkriegsstrntcgie des zweiten Welt­
krieges und die sich daraus ergebenden 
Schlußfolgerungen des Verfassers für das. 
was uns im Falle eines dritten Weltkrieges 
erwartet. 
Auch hier wird wiederum klar, daß die rein 
militärische Rüstung durch eine wirksame 
Zivilverteidigungsorganisation ergänzt \\'er­
den muß! 
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Landesstellen 

berichten 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Landlagssbgeordnete beim BLSV 

Einer Anregung der Landesstelle folgend. in­
formierten sich im Monat November 1959 die 
Abgeordneten des schlcswig-holsteinischcn 
Landesparlaments fraktionsweise an der Lan· 
desschule in Ascheberg über die Aufgaben 
des BLSV und des SclbslsdlUtzcs der Zivil­
bevölkerung. Das Landesparlament setzte da­
mit beispielhaft seine Bemühungen fort. sich 
für die Belange des Bevölkerungssmutzcs 
einsusetzen und damit auch die Arbeit des 
BLSV und seiner ehrenamtlichen Helfer zu 
fördern. Am 2. November 1959 begann die 
Fraktion der SPD die vorgesehene Tagungs­
reihe mit einer Fraktionssitzung in der Lan­
des schule in Asmeberg. Noch der Eröffnung 
der Sitzung durch den Vorsitzenden der 
Fraktion, Innenminister a. D. Käber, begrüßte 
Landesstellenleiter Fischer die Abgeordneten 
mit einem kurzen überblick über die bishe­
rige Arbeit des BLSV in Schleswig-Holstein. 
In den folgenden Fachreferaten wurden die 
Abgeordneten durch den Ausbildungsleiter 

(der Landesstelle, Herrn Kaufner, mit der 
Aufgabenstellung des BLSV und des Selbst­
schutzes und durch den stell vertrete nden 
Schulleiter, Herrn Koch-Vollstedt, mit den 
Wirkungen nuklearer Waffen vertraut ge­
macht. Der Dokumentarfilm "Atombomben 
auf Japan" vervollständigte die Fachrefcroto. 
Auf dem Obungsgelände, im Trümmergebiet. 
führte ein Ausbildungstrupp die Tätigkeit 
einer Rettungsstaftel vor. 
In der anschließenden Diskussion kam dos 
lebhafte Interesse der Abgeordneten an den 
Fragen des Selbstschutzes. der Strahlenschü­
digungen und des öffentlichen Luft schutzes 
zum Ausdruck. Oberregierungsrat Barck von 
der Abteilung ZB des Innenministeriums. 
Dr med. Schumacher als Röntgenfacharzt und 

der Landesstellen­
stab standen zur Be­
antwortung der Fra­
gen zur Verfügung. 
Innenminister a. D. 
Käber dankte am 
Schluß der Sitzung 
der Landesstelle für 
die Infonnation und 
führte u. a. aus: 

Gesucht werden 

farbige Diapositive 
.. Wir haben hier 
beim BLSV fest-
stellen können, daß 
die 7000 ehrenamt­
lichen Helfer und 
Förderer in Schles­
wig-Hoistein mit gro­
ßem Ernst an der 
sehr verantwortungs­
vollen Aufgabe der 
Vorbereitung des 
Selbstschutzes tätig 
sind. Wir sehen aber 
auch, daß diese Be­
mühungen stärker als 
bisher finanzie ll und 
moralisch unterstützt 
werden müssen, um 
endlim greifbare und 
sichtbare Schutzvor­
kehrungen für die 
Bevölkerung zu schaf­
fen. Wir werden uns 
in der Fraktion über­
legen, wie wir ge­
meinsam mit den an­
deren Fraktionen die­
se Bemühungen för­
dern und unterstüt­
zen können." 

Verwendungsz:weck: Das Referat VI (Aufk lärung und 
Werbung) des BlSV will eine Serie von rund 50 Dia­
positiven für l ichtbildvortröge zusammenste llen. Die 
Serie sol l im Kleinbildformat (24X36 oder 24X24 mm) 
vervielföltigt werden, so daß meh rere Sötze für Auf­
klörungsveronstaltungen zur Verfügung stehen. 

Themen : Gesucht werden Bilder aus dem gesamten 
Arbeitsgebie t des BlSV und aus allen Themenkreisen. 
die den Zivilen Bevölkerungsschutz im ln- und Ausland 
betreffen. 

Einsendung: Es wird gebeten, Diapositive, Posit ive oder 
Negative. gleich welchen Formats, mögl ichst ungeglost, 
unverbindlich on den Bundesluftschutzverband. Refe­
rat VI, Köln, Merlostr. 1~14. einzusenden. Die Einsen­
dung geschieht auf Risiko des Einsenders. 

Honarierung : Von den Bildern, die noch Prüfung für 
geeignet befunden werden, sol len die Verwendungs­
rechte für den genannten Zweck erworben werden. Da­
neben besieht die Möglichkeit, daß weitere Verwen­
dungsrechte (z. S. für eine Veröffentlichung ols Titelbild 
der Zeitschrift .Ziviler Sevölkerungsschutz - ZS-) zu­
sötzlich honoriert werden. 

GROSS­
HAMBURG 

Katastrophenübung 
in Finkenwerder 
und Smnelsen 

Bei dem schwie rige n Bemühen, die Hambur­
ger Bevölkerung mil der Notwendigkeit des 
Selbstsmutzes vertraut zu machen, wurden 
auch die Ausbildungstrupps der Abschnitte 
eingesetzt. 
In der sonntäglichen Ruhe Finkenwerders er­
regte bei Sturm und Regen eine gemeinsame 
übung mit der Freiwilligen Feuerwehr und 
der DRK-Bereitschaft großes Aufsehen. Bel 
einer angendmmenen Großkatastrophe wurde 
besonders die Rettungsstaffel eingcsetzt und 
gab den Zuschauern ein eindrucksvollcs Bild 
von der Arbeit des Selbstschutzes. Die An­
wesenheit von Behördenvertretern und Be­
rimte in der Presse unterstrichen die Wichtig­
keit der Vorführung. In Sdmelsen, mit eben­
falls noch etwas dörflichem Charakter, fond 
e ine Werbeveranstaltung stat t, bei der an­
schließend der Ausbildungstrupp auf einem 
Ruinengelände an der Hauptstraße die Arbeit 
des Selbstschutzes demonstrierte. Die bren­
nende Ruine wurde gelöscht, um Verschüttete 
bergen zu können, die anschließend von der 
Laienhelferstaftel versorgt und zur Verletz· 
tensammelstelle geschafft wurden. Auch hier 
unterstützte die Freiwillige Feuerwehr die 
Vorführung und beleuchtete den übungsplatz 
mit Smeinwerfern. Anschließend zeigte das 
THW die Einsatzwagen des Bergungsdien­
stes. Die Informationstagungen für ES-Be­
triebe wurden fortgesetzt und bis jetzt über 
300 Betriebe, dazu alle Bundesdienststellen 
in Hamburg angesprochen. Um den Zusam­
menhang mit den Betriebsbeauftragten, die 
die Grundausbildung abgeschlossen haben, 
nimt zu verlieren, wurden sie in einem .. Ar­
beitskreis Erweiterter Selbstschutz" zusam­
mengefaßt und werden zu Einzelvorträgen 
eingeladen. Als erster fand ein lichtbilder­
vortrag des Strnhlenschutzarztes Dr. Ladner 
statt, der dreima l wiederholt werden m ußte. 
Die Dienststel1ell des Hamburger Staates (da­
bei Krankenhäuser und Schulen) konnten 
noch nicht angesprochen werden. 

NORDRHEIN-WESTFALEN 

Erfolgreiche Lehrgangsreihe 
.. Strahlennachweis- und -meßgerä te" 

Eine Auswertung der bei der Landesstelle ge­
führten Ausbildungsunterlagen ergab. daß 
der HeUerkreis, der in der Handhabung von 
Strahlennachweis~ und -meßgeräten ausgebil­
det worden Ist, verhältnismäßig klein war. 
Um in einem Katastrophenfall den an den 
BLSV gestellten Anforderungen gerecht wer­
den zu können, hat die Landesstelle unver­
züglich die Durchführung einer Lehrgangs­
reihe MStrahlennachweis- und ·meßgeräte" in 
Angriff genommen mit dem Ziel, in jedem 
Ort über 10 ()()() Einwohner ein bis zwei hierin 
ausgebildete Helfer zur Verfügung zu haben. 
Am 27. September 1959 wurden die für die 
Lehrgänge vorgesehenen Fachreferenten zu 
einer Arbeitstagung zusammengezogen, auf 
der die Thematik für einen achtstündigen 
Fachlehrgnng erarbeitet und gleichzeitig der 
Zeit plan für die Lehrgänge festgelegt wurden. 
Damit die ausgebildeten Helfer für ihre zu­
künftige Aufgabe jederzeit eingesetzt werden 
können, wurde vereinbart, daß nur sol me 
Helfer zu den Lehrgängen entsandt werden, 
die an der Aufgabe interessiert si nd , bisher 
keinerlei andere Funktionen Im BLSV aus· 
üben und von denen zu erwarten ist, daß sie 
mehrere Jahre an ihrem Wohnort seßhaft 
bleiben. 
In der Zeit vom 4. bis 18. Oktober 1959 wur­
den 22 eintägige Lehrgänge durchgeführt mit 
dem Erfolg, daß nahezu 700 Helfer in der 
Handhabung von Strahlennadnveis- und -meß­
Reräten ausgebildet wurden. so daß die Lan­
des stelle NRW nunmehr über fnst 800 aus­
gebildete lIelfer auf diesem Sektor verfügt. 
Der Erfolg dieser Ausbildungsaklion hat die 
Landesstel1e ermut igt , im Monat November 
die Reihe dieser Fachlehrgänge fortzusetzen, 
um weitere 500 Helfer auszubilden. 
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In Mayen in der Eife l (indet alljährlidt der 
logenannte Lukasmarkt Btatt, der als die 
sroßte Veranstalluns dei ,ahres jeweils von 
SO 000 bis 60 000 Mensmen besumt wird. 

E. handeIl sllft dabei nimt nur um eine 
Volksbelustigung im üblimen Sinne, sondern 
auch um eine regclredtte Messe, in der selbst 
namhafte Firmen ihre Erzeugnil8e zur Aus· 
Itellung bringen. 

Man könnte geneigt sein, zu meinen, daß 
eine Luftschutzausstellung sdllemt in den 
Rahmen einer derarlis großen Veranstal­
tung paßt . Aum die Vertreter der Landes­
steIle waren zunüchst dieser Ansimt , dennoch 
wurde es gewagt. 

Die Kreisstelle Mayen zeigte in dem Aus­
stellungszelt nimt nur die Geräte des Selbst­
schubes, sondern aum große Fotos, die den 
Besuchern einen kurzen Einblitk in di e Arbeit 
des BLSV gaben. 

Das Ganze war ein Versum. Am Schluß der 
Veranstaltung konnte die Kreisstelle Mayen 
aber berim te n, daß sie rund 2500 Messe­
besum er durch die kleine LuHsmutzausstel­
Jung führen konn te. Ein besonders erfreulic:bes 
Ereignis sieht die Kreiss telle MayeR darin , 
daß es ihr nun gelungen ist, lDOO freiw:llixc 
Helfer in ihrem Gesmäftsbereich zu führen. 

NIEDER SACHSEN 

Der BLSV auf einer öffentlichen Ausstellung 

Als Ende Juli der Aufbau de r Ausstellungs­
hallen begann, wurden in der Kreisstelle 
Schaumburg-Lippe Überlegungen angestellt, 
ob und in welchem Umfange die Kreisstelle 
Schaumburg-Lippe im Sinne der Werbung und 
Aufklärung vertreten sein müßte. Im Septem­
ber wurde dann durch die Bemühungen des 

Als Sptz"i"lfir ... " 
liefern wir oll •• für den f.u.r-, 
Luft- und Ga .. chutt und dos 
SanltBttw ••• n 
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Anlragen werden zuvertässig und 
schnell beantwortet 

DR. RICHARD WEISS NACHF. 
Berl in-Te~pelho' - gegründet 1924 - Bie lefeld 
Ruf 7S lB05 06 Rul 604 19 

Kreis· und Ortsstellenleiters erreicht, daß der 
Kreisstelle des BLSV ein Stand kostenlos 
überlasspn wurde. Oie I1errichtung des Stan­
des lind Ausstattung mit Blumen, Läufern 
usw. wurde von Hellern und lieHe rinnen der 
Kreis- und Ortsstelle vorgenommen, so daß 
der Stand bel der Eröffnung ein einladendes 
Bild bot. 

1800 Besucher, davon etwa 50", im Alter von 
14 bis 20 Jahren wurden durch den Stand ge­
schleust. An die vor dem Stande interessiert 
verweilenden Besucher (2100) wurden 2100 
zusammengestellte Werbe- und Aufklärungs­
sdlriften und ZR überreicht, abgestimmt auf 
Frauen, Jugend und Lehrer. 

Eine Frage der Besucher lautete Cast regel­
mäßig "Was kosten die Geräte und wo kann 
man sie kaufen?" Ähnliche Fragen wurden 
bei Erwähnung von behelfsmäßigen Schutz­
bauten wie auch regulären Schutzräumen ge­
steilt. 

Besucher aus den Städten Bü&eburg und 
Stadthagen fanden an den ausgestellten Kar­
ten ihrer Jeweiligen Heimatstadt reges Inter­
esse und mußten zugeben. daß doch .. etwas 
getan würde", 

Vareler Ratsherren wurden aufgeklärt 

Vor einiger Zelt hielt der Leiter der Bezirks­
steIle vm Oldenburg, Pranke. ein Kurzrefe­
rat vor den Ratsherren in Varel, nachdem im 
Mai d. I. die Gemeindevertretung einmal den 
Lutfschutz abgelehnt hatte. 

Es erschienen damals Pressenotizen mit der 
ObersdlrHt: "Varel/Land braucht keinen Luft­
schu tz, denn e8 will kei nen Krieg!" 

Herr Pranke begann in se inen Ausführungen 
mit dem Hinweis auf diese Pressenotiz und 
versudlte, in seiner Darlegung die Notwen­
digkeit des Aufbaus der Selbsthilfe heraus­
zustellen, 

Zum Sinn und Zwe& des zivilen Luftschutzes 
ve rwies Bezirksstellenleiter Pranke auf das 
Gesetz vom Oktober 1957, In dem der Luft­
schutz als ein Allfgabenbereich für den Staat, 
abf'r auch für die Bürger erschöpfend behan­
delt wird. 

Luftschutz kann heHen und lindern und wird 
im Interesse der zivilen Bevölkerung in vie­
len Ländern betrieben. Als Vergleich der In­
tensität wurde angeführt. daß zum Beispiel 
Holland bei vier Millionen Einwohnern über 
160 000 gut ausgebildete freiwillige Helfer 
verfügt, die Bundesrepublik mit 50 Millionen 
aber nur überl00ooo. Die gesetzlichen Grund­
lagen sind geschaffen. die Ausführung obliegt 
nun den kommunalen Behörden. 

Das Referat löste eine Debatte aus, in der 
die Bereitwilligkeit durchklang, diese Ange­
legenheit tatkröftiger als bisher anzupacken. 
Sicherheit verlange Opfer, so wurde gesagt. 
und gegen Atomwaffen gebe es Atomschutz. 
Hier so ll e der Selbsterhaltungstrieb im ziv i­
len Sektor vor staatspolitischen oder militä­
rischen Maßnahmen rangieren. 

Ratsherr Osterloh betonte. daß der oft zitierte 
.. satte Wohlstandsbürger" vermutlich nicht 
recht an die Wirksamkeit des Luftschutzes 
glaube. außerdem könne man wohl kaum im 
weiträumigen Lande genug Bunker bauen, 
ferner gebe es ja auch eine Geldlrage. Man 
könne es der Bevölkerung nicht übelnebmen, 
wenn sie sich zurO&halte, doch müsse man 
einsehen, daß die Aufgabe wichtig und nicht 
zu umgehen seI. Deshalb würde sie auch von 
seiner Partei befürwortet. Alle Ratsherren 
waren der gleichen Meinung: es soll en alle 
Kräfte auf freiwilliger Grundlage herangezo­
gen werden, um hier voranzukommen. Rats­
herr Plenlo hatto absdlließend in diesem 
Zusammenhang darauf hingewiesen, daß 
vielleicht mohr Aufklärung .. von oben" nötig 

sei, wenn die Arbeit von oben nam unten 
gerührt würde, hiilte man vermutlich auch 
den gewünschten Erfolg. 

BADEN-WüRTTEMBERG 

Schweizerische Zivilschutzfamleute 
als Gälte der Landesstelle 

32 Ortschefs und Instruktoren des schweize­
risdlCn Zivilsdlutzes besuchten kürzlich die 
Landesste ll e BadC'n-Würltl:'mberg, tIm sich 
hier aus erster Hand über die Erfahrungen 
des deutschen Luftsmutzes im zweiten Welt­
!..ricg und Ausbildllngsfragen zu unterrichten. 
Nach eingehender Desiehligung der Landes­
schule In Kreßbadt unternahmen die Gäste 
eine Rundfahrt vornehmlich durch die Seha­
densgebiete der Stadt Stuttgart. auf der die 
Herren Leins und Thumm, die seinerzeit im 
Werkluftsmutz der Firmen Dai mler-Benz und 
Salamander tätig waren , und PolIzeimajor 
a. D. Bauer, der ehemals in der örtlichen 
Lurtschutzleitung Stuttgarts tätig war, erläu­
ternde Referate hielten, 
Am zweiten Tag unternahmen die schweize­
rischen Fadtleute nach einem Empfang durc:h 
den Oberbürgermeister eine Rundfahrt durm 
die Stadt Pforzhelm, auf der eben falls vor­
nehmlich ehemalige Schadensstellen besidltig t 
wurden. 

HESSEN 

Strahlenlimutzübung mit neuartigem 
Obungsgerät 

Auf einer Tagung des Dundesluftsdlutzver­
bands In I fochh elmfI'alinus führte eine Ge­
sellschaft ein neues Obungsgerät vor. Bei 
Strahlensmutzübungen ist es aus Sicherheits­
gründen nicht möglich, eine Strahlungsinten­
sität herzustellen, welche mit Sidlerheit dir 
gen aue Abgrenzung eines strahlenverseumten 
Gelündes gestattet. Aus diesem Grunde hat 
die Hers tellergesoll schaft den sogenannten 
.. Simulator" entwickelt , bei dem durch einen 
Sender in einer ausgelegten Kabelschlinge ein 
elektromagnetisches Feld erzeugt wird, das 
durch Empfänger ermittelt werden kann. 
Diese Empfänger sind äußerlidJ. genauso ge­
baut wie ein Strahlenmeßgerät und sprechen 
aum akustisch und optisch in der gleichen 
Weise an. Auf dem Platz vor dem Feuerwehr­
gerätehaus in lIochheim wurde nun eine 
solche Kabelschlinge ausgelegt und mit einet· 
scheinbaren Intensität von 5 Röntgen/Stunde 
besml&t. Ein Meßtntpp hatte die Aufgabe, 
das bis auf 0,5 rlh .. verstrahlte" Celiindo 
festzustellen und auszuflaggen. Der einge­
setzte Strahlenmeßtrupp löste diese Aufgabe 
leimt in wenigen Minuten, 
Wiesbaden. Die von der OrtssteJle durdJ.ge­
führten Lehrgänge für Detrlebs luftschutzleiter 
wurden mit Errolg nach harmonisdlem Ablauf 
mit einer praktisdlen Übung unter Teilnahme 
von TIIW und der Derufsfeuerwehr auf dem 
Ilofe der Hebbclschule abgeschlossen, bei der 
etwa 150 Personen anwesend waren. Anzu­
erkennen sind die gelungenen improvisierten! 
Darstellungen. Die zuständigen Behörden be­
wiesen ihre Anteilnohme durch die Anwesen­
heit des Vertreters dos örtlichen LS-Leiters 
und eines Vertroters des LS-Sachbearbciters 
der hesslsdten Landesregierung. 
Darmltadl, Die neuen Dienst- und Ausbil­
dungsriiume der Ortsstolle Darmstadt wur­
den 3m 9. Oktober durch Oberbürgermeister 
Engel offiziell ihrer Bestimmung übergeben. 
Oberbürgermeister Engel sagte in seiner An­
sprache, wer heuto in der Arbei t des Luft­
schutzes stehe, befinde sich auf einem Boden, 
der psychologisch noch nicht reif sei. Denn 
die ganze Bevölkerung stehe nom unter dem 
Eindru& des letzten Krieges, und es gäbe 



Veranstaltungen des Bundesamtes 
für Zivilen Bevölkerungsschutz 

Im Bundesamt für Zivilen BevölkerungssdlUtz 
werden in der Zeit vom 1. Januar bis 15. Fe­
bruar 1960 nlHnstehend aufgeführte Ausbil­
dungstagungen und Planungsseminare durch­
.geführt; 

12.- 15.1.1960 Tagung für örtliche LufLschutz­
leiter und deren Vertreter 

14.- 15.1.1960 Strahlenschutz tagung für Me­
dizinalbeamte 

19.- 22.1.1960 Tagung für örtliche Lurtschutz­
leiter und deren Vertreter 

20.- 22.1.1960 Ausbildungstagung 
"Luftschutz-Veterinärdienst ~ 

26.- 29.1.1960 Tagung für örtliche Luftschutz­
leiter und deren Vertreter 

2.- 5. 2. 1960 Planungsseminar .. Baulicher 
Luftschutz" 

2.- 5. 2. 1960 Tagung für örtliche Lurtschutz­
leiter und deren Vertreter 

9.- 12.2.1960 Tagung für örtliche LuflsdlUlz­
leiter und deren Vertreter 

10.- 12.2.1960 Ausbildungstagung 
.. Luftsdtutz-Veterinärdiens t" 

viele, die das Wort "Luftschutz" noch immer 
nicht hören wollten. Aber so sehr diese 
Hemmnisse angesichts der damaligen Erleb­
nisse begreiflich seien, so sehr bestehe die 
Verpflichtung, alles zu versuchen, um in 
einem neuerlichen ErnstfaII das Leben von 
vielen Mitmenschen zu retten. Dabei sei nur 
zu hoffen, so betonte der Oberbürgermeister, 
daß der Menschheit ein neuer Konflikt er­
spart und es nur bei der Bereitschaft zur 
Abwehr bleibe. Es erwachse also einem je­
den eine neue, echte, öffentlime, staatliche 
und staatsbürgerliche Aufgabe. Mit der Hoff­
nung, daß sich all e Kräfte, die dnran mit­
wirkten, sinnvoll koordinieren und ihren Ver­
pflichtungen gerecht würden, schloß Dr. Engel 
seine Ausführungen. 

BAYERN 

Bayerisdte Abgeordnete 
beim Bundesl uftsdtulzverband 

Mitglieder des Bayerischen Landtags haben 
die Gelegenheit genutzt, am 14. Oktober 1959 
in der Landesschule Bayern des Bundesluft­
schutzverbnndes sich zu informieren, wieweit 
die Luftschutzvorsorge im Rahmen des Zivi­
len Bevölkerungssdllltzes im Lande Bayern 
Rediehen ist. Mit Interesse wurden zuerst die 
Vorträge des Landesstellenleiters, des Schul­
leiters und des Vorstandsmitglieds des Bun­
desluftschutzverbandes, Ministerialrat Dr. 
Herzog. aufgenommen. Mit gespannter Auf­
merksamkeit und kritisdt verfolgten dann die 
Abgeordneten einige praktische Vorführungen 
möglicher Vorsorgemaßnahmen im Haus und 
in der Nambarschaft. 
Zusammenfassend mamte der Bundesluft­
schq.tzverband vor den Volksvertretern seine 
Aufgabe der Aufklärung, Beratung und Unter­
weisung deutlich. Es wurde ldargestellt, daß 
der Bundesluftschutzverband als Betreuungs­
organisation für den Selbstsmutz der Bevöl­
kerung nicht .. der~ Luftsdtutz gemeinhin ist, 
wie fälschlich in weitesten Kreisen noch an­
genommen wird. Die Abgeordneten haben er­
sehen können, wie der Selbstsmutz, der vom 
Bundesluftschutzverband nach der Gewinnung 
freiwilliger Kräfte aufzubauen ist, im eigenen 
!laus beginnt und erst dort endet, wo die 
Schäden seine Abwehrkräfte übersteigen und 
die bebÖrdlidt. aufzustellenden Luftsmutz­
hilfsdienste eingreifen. Gezeigt wurde, daß 
der Selbstschutz als die "organisierte Selbst-

hilfe" der Menschen in Gefahr zu betrachten 
ist, weil er die erste Chance des überlebens 
- auch in einem Atomnotstand - bietet. Dies 
natürlich unter der Voraussetzung, daß ,die 
Selbstschutzkräfte durch baulidte Mindest­
maßnahmen so weit unterstützt werden, daß 
sie eine Katastrophe überstehen können. 

SAARLAND 

Du.rdtführungsverordnun g zum 1. ZBG 
im Saarland erlassen 

Der Minister des Innern der saarländischen 
Regierung hat nunmehr für das Saarland Be­
s timmungen zur Durchführung des 1. ZBG er­
tassen, nachdem dieses Gesetz in Verbindung 
mit § 4 des Eingliederungsgesetzes vom 
17. 10. 1957 auch im Saarland in Kraft getre­
ten ist. Der Innenminister sah es nach dem 
Wortlaut des Erlasses als eine pnidlt der 
Regierung an, die Durchführung des 1. ZBG, 
soweit dies heute möglich ist, nunmehr un­
verzüglich zu veranlassen und im übrigen die 
Durchführung vorzubereiten. 
Die Durchführungsbestimmungen stellen Auf­
gabe und Verantwortung des Landes, vor 
allen Dingen aber auch der Landräte und der 
Bürgermeister als örtliche Luft schutzleiter 
heraus. Hinsichtlich der Durchführung der 
dem zivilen Luftschutz gemäß § 1 des 1. ZBG 
gestellten Aufgaben sind diese klar gegliedert 
in die Aufgaben 1. der Luftschutzselbsthilfe 
und 2. der behördlichen Luftschutzmaßnah­
men, wobei zu 1. die Vera ntwortlichke it des 
Bürgermeisters für Organisation und Durch­
führung der Luftschutzselbsthilfe innerhalb 
der Gemeinde betont wird. DanadJ. haben die 
Bürgermeister die gemeindliche Selbsthilfe 
sowohl im Aufbau wie in der Ausstattung zu 
organisieren. Sie haben sich hierzu weit­
gehend der Mithilfe des Bundesluftschutz­
verbandes zu bedienen und möglichst eng mit 
den Dienststellenleitern des BLSV zusammen­
zuarbeiten, die Fachleiter des Selbstschutzes 
im Stab des örtlichen Luftschutzle iters sind. 
Die Gesamtaufgaben des DLSV hinsichtlich 
Aufklärung und Beratung sowie der Organi­
sation und Ausbildung des freiwilligen 1-Iel­
ferkorps des BLSV und des Selbstschutzes 
umreißt der Erlaß ausführlich und deutlidt. 
Die Arbeit im Erweiterten Selbstschutz wird 
durch diesen Erlaß gleichfalls erleichtert und 
aktiviert werden können. Der Erlaß verlangt, 
daß in Behörden, Dienststellen und Betrie­
ben, in denen die allgemeinen Selbstschutz­
vorkehrungen nicht ausreichen, die notwen­
digen besonderen Aufgaben des Erweiterten 
Selbstschutzes durchzuführen sind, indem un­
verzüglich die gebotenen Maßnahmen in An­
griff genommen werden, wobei sofort die ge­
nannten Behörden und Betriebe einen ge­
eigneten Bediensteten als verantwortlichen 
Leiter für den Erweiterten Selbstschutz zu 
benennen haben. 
Eine ErieidJ.terung für die Ausbildungsauf­
gaben des BLSV bringt der Erlaß dadurch, 
daß durch eine (inzwischen auch erfolgte) Er­
gänzung der Urlaubsordnung der Angehöri­
gen des öffentlichen Dienstes die Beurlaubung 
der Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
zum Besuch von Lehrgängen, übungen, Ein­
sätzen, Ausbildungsveranstaltungen und Ar­
beitstagungen des BLSV ermöglicht wird. 
Der letzte Teil des Erlasses beschäftigt sich 
mit dem Einbau bzw. der Einplanung von 
Schutzräumen be i Errichtung neuer öffent­
lidJ.er Gebäude. nachdem hierzu der saarlän­
dische Ministerrat bereits früher beschlossen 
hatte, daß bei der Errichtung staatlicher 
Dienstgebäude die Frage des Einbaues einc.s 
Schutzraumes in jedem Falle zu prüfen ist 
und die BaUKosten für den Einbau von 
Schutzräumen in die vorgesehene Bausumme 
einzubringen sind. Dieser Besdtluß ist neuer­
dings auf alle staatlich geförderten bzw. be­
zuschußten Bauvorhaben der öffentlichen 
Iinnd ausgedehnt. 

AUS LA ND SN ACH R ICH TE N 

England 

Tiefkühl-Troc::kenvcrfahren für Lebensmit tel 

In England wurde kürzlich ein Trockenver­
fahren für Lebensmittel entwickelt, das als 
eine Lösung des Problems der Bevorratung 
von Lebensmitteln angesehen werden könnte. 
Das Verfahren beruht darauf, daß die tief­
gekühlten Nahrungsmittel in einem Vakuum­
ofen getrodc:.net werden. 
Das Produkt dieser Produktionsstufe ist ein 
schwammartiges Zellgewebe, das unter Hin­
zuziehung von heißem Wasser in wenigen 
Minuten tischfertig wird. 

Fli egender Operationsraum 
Ein neuer von einer britischen Firma herge­
stell ter Hubschrauber kann den kompletten 
Opemtionsraum eines Notlnzareltes über eine 
Flugstrecke von 160 km befördern. 

L ufta bweh r-Beo badt tungssta lion 
Die britische Heimatverteidigung baut jetzt 
unter größter Beschleunigung ein Sicherungs­
system auf, das - ähnlim wie in Schweden -
unter der Erdoberfläche angelegt werden so ll. 
Die einzelnen Gefechtsstände werden in ihrer 
Versorgung völlig selbständig sein. Sie be­
sitzen Schlafräume, Kümen, sanitäre Anlagen 
und eigene Luftversorgung. 

öSTERREICH 
Aulbau der Zivilverteidigung 
Ähnlich wie in der Bundesrepublik wird jetzt 
audl die österreichische Zivilverteidigung vom 
Innenminstcrium übernommen. Der militäri­
sche Luftschutz obliegt dem Verteidigungs­
ministerium. 
Für das Finanzjahr 1959 waren in tJsterreidt 
5 Millionen Schilling für Zivilverteidigungs­
zwecke bewilligt worden. 

Japan 

Abwehrmittel gegen Strontium 90 

Bei einem von japanischen Wissenschaftlern 
durchgeführten Forsdlllngsprogramm mit wei­
ßen Mäusen, das zur Feststellung von Smutz­
mitteln gegen radioaktives Strontium diente, 
hat sich herausgestellt, daß die mit Tannin 
injizierten Versuchstiere bis zu 90 Prozent 
des gefährli chen Stoffes neutralisierten. 

Kanada 

Großevakuierungen unrealistisch 

Wie der kanadische Verteidigungsminister 
Georges Pearkes auf einer kürzlich in Otlaw8 
abgehaltenen Zivilverteidigungskonferenz sag-
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te, sind die kanadischen Bundes- und Lan­
dcsbehörden der Zivilverteidigung überein­
stimmend der Ansicht, daß eine Evakuierung 
von Großs tädten im Falle eines nuklearen 
Angriffs . unrealistisch" sei. 
Er stimmte den Empfehlungen dieser Behör­
den zu und befürwortete die Politik einer 
begrenzten freiwilligen Evakuierung, gekop­
pelt mit einem Schutzbausystem gegen radio­
aktiven Niederschlag. 

Tran. kanadischu Warnneb: 

Nach Fe rtigstellung des transkanadismen 
Wa rnnelzes im März dieses Jahres sind jetzL 
sämtliche Provinzen des Landes mit ihren 
Zivllverteidigungszen tren an das Warn netz 
angeschlossen worden. 

USA 

Zentrale de r nordamerikanisdten 
Luft verteidigung 

Sollten die Vereinigten Staaten oder Kanada 
aus der Luh angegriffen werden, würde die 
Abwehr eines solchen Angriffs von einem 
fensterlosen blockhausähnlimen Bau in Colo­
rada-Springs, Colorado . aus gelenk t werden. 
Dieser Bau ist der Gefechtsstand, das "Com­
boL Operations CenterW des Befehlshabers der 
nordamerikanischen Luftverteidigung. Darin 
Ist ein riesiger matt erleuchteter Raum mit 
drei gestaffelten Rängen, wo der Komman­
deur und sein Stab einer großen Lagekarte 
gegenübersitzen. Diese Lagekarte ist aus 
Plexiglas und rund 6 X 9 m groß. Auf ihr sind 
die Vereinigten Staaten, Kanada und die Po­
largebiete eingeätzl. 
In diesem Gefechtsstand ist Tag und Nacht, 
also durchgehend, Dienst. Die laurend von 
der DEW-Linie (DEW Distance Early 
Warning). d. h. dDr vorgesebobenen Radarwar­
nung. und sonstigen Radarstatio nen von 
WadlSmiffen und künstlichen Radarinseln 
sowie von Aufklärern eingehenden Luftlage­
meldungen werden auf die große Karte ein­
geLr3gell. Mit ihrer Hilfe kann der Stab die 
Lnge nnalysle ren und entsmeiden. ob es zu 
einem Luftangriff auf die Verei nigten S taaten 
kom mt oder nicht. Die Flugzeuge aller die 
Vereinigten Staaten anniege nden unbekann­
tl'n Maschinen werde n eingetragen, und häu­
fig wi rd ein Ala rmsta rt für Düsenjüger ge­
geben, um ein unbekanntes Flugzeug auszu­
madlCn. Oft stellt sieb dann heraus, daß die 
.. Eindringlinge" amerika nische Düsenbomber 
waren. die absichtlich von ihrem Kurs abge­
wichen waren. um die Wirksamkeit der nord­
amerikanischen Luftverteidigung auf die Probe 
zu stellen. Gelegentlich weicht auch ein Zivil­
nugzeug von seinem Kurs ab. 
Von den Rüngen des .. Gefechtsstandes" aus 
können das Pentagon in Washington, das 
Kommando der St rategischen Luftstreitkräfte 
in Omaha. Nebraska. und die Zivilverteidi­
gungsbehörden im Gesamtraum der Vereinig­
ten Staaten und Kanadas auf dem schnellsten 
Weg bennchrlchligt werden. Diese Meldungen 
können über 176 ve rschiedene Fernmeldean­
lagen erfo lgen. Täglich werden dabei von den 
Fernschreibern rund 9,5 km Papier verbraucht. 
KÜl'7.lich wurde zwischen dem "Combat Ope­
rallons Ccnlerw und dem unterirdischen Be­
fehlsstond des Kommandos der Stralegismen 
Luftstreitkräfte eine direkte Fernsehlinie 
eingerichte!. Eine täglieb 24 Stunden laufende 
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Relaissendung liefert dem Senior Conlroller 
dieser globalen KommandosteIle täglich ein 
unmitt elbares Bild Ober die Flugwege nicht 
identifizierbarer Masdtlnen, die den nord­
amerikanischen Kontinent anfliegen. Damit 
entfällt jede mündliche Obertragung, und dem 
Controller des Kommandos der Strategischen 
Luftstreitkräfte stehen unve rzüglich und voll­
ständig alle Tatsachen zur Verfügung, auf 
denen er se ine folgenschweren Entschlüsse 
aufbauen kann, denn an ihm lieg t es, ob er 
die weltweite nukleare Schlagkraft des Kom­
mandos alarmieren wird oder nicht. 
Eine Fernsehkamera ist dauernd auf die Lage­
karte im ~Combat Operations Center" gerich­
tet ; eine andere kann auf den Oberkomman­
dierenden des NORAD (Nordamerikanisches 
Luftverteidigungskommando) einges tellt wer­
den, wenn er mit den verantwortlichen Offi­
zieren des Kommandos der Strategismen 
Luftst reitkräfte die Luftlage bespricht. 
Diese Luftlagelcarte erscheint als Fernsehbild 
in der BefehlsstelJe des Kommandos der Stra­
tegischen Luftstreitkräfte aur dem Bildschirm. 
Hier kann der Controller den Weg des mög­
lichenvcise feindlichen Flugzeuges verfolgen, 
während er gleichzeitig das andere Karten­
bild zu beobamten hat. das die Positionen 
der Turbinenbomber und der Auftankeinhei­
ten wiedergibt. 
Dip. Vrranlworlung für dieses neue Nachrich­
tenmillel liegt bel einem Fünf-Mann-Team 
der NORAD-Defehlsstelle. Ihnen steht eine 
direkte Leitung zum Kommando der Strate­
gischen Streitkräfte zur Verfügung. die ihnen 
ermöglicht. dem SAC-Controller die Luftlage 
mündlich zu verdeutlichen oder zu interpre­
tieren. Diese Leitung besteht zusätzlich zu 
einer weiteren. die die belden Haup tq ua r­
tiere bereits ve rbindet. Für später ist ge­
plant. von der Befl'hlsstellc des NORAD und 
des SAC eine direkte Farbfernsehverbindung 
zum Pentagon zu errichten. Dadurm bekommt 
der Fiihrungsstnb der US-Streitkriifte eine 
unmittelbare und optische Information über 
die jew('i!igrn Positionen seiner defensiven 
und offens iven Luftstreitkräfte . 

Reine Felle gewähren Strahlenschutz 

In den USA ongest ('lIte Ti('rvcrsuche hAben 
~ezci~t, daß feltr('ichl' NahrunJZ einen ~ewis­
sen Strahlenschutz bewirken kann. Hierbei 
sind bl'sondcrs dil' Fettsäuren von großem 
Wert, die den Regenerationsprozeß des Kör­
pers günstig beeinnussen. 

Schutzraumbau finanziell unters tützt 

Einen oll(1n Ansprlichfln ~e nügenden Bomhen­
!>chutzraum !>oll dl'r mit einem Kostenauf­
wn nd von 4.5 Millionen ~cplan te Neubau der 
Jwselzgebendcll Körpl' rschaften des Staotl's 
No rdk nrolina in Raleigh erhalten. Dieser 
Raum könnt(' auch im Falle eines Atombom­
benangriffs als Hauptquartier der Regierung 
dienen. 
Die Millel dazu wOrden aus dem Fonds auf­
gebradtt. mit dem die amerikanische Bundes­
regierun'E den Bau solcher Einrichtungen för­
dern will. 
Der Schulzroum soll so einge ri ebtet we rden, 
daß die AnSIChörigl'n der ßundesstaatsregie· 
rung drei Wochen völlig abgeschlossen von 
der Außenwelt leben können. 

Katas t rophenplanung 

Paul F. Wogner, dl'r zweite Direktor der Ab· 
tl'i1ung für Erziehung, Unterricht und Auf­
klärung gab kürzlidl bek3 nnt, daß im Verlaur 
der letzten beidl' n Jahre 49 Staoten mit Bun­
desmille ln Ihre PHine zum Obers tehen einer 
Katastrophe aufgestellt hoben. 215 Millionen 
Dollar seien auf die Bevorratung medizin i-

scher und technischer Ausrüstungen verwen­
det worden , und di e nahezu 2000 Behelfs­
krankenhäuser der ZivUverteidigung mit je 
200 Betten Im ganzen Land selen ein Beweis 
Hlr .. die greifbaren Maßnahmen, die für eine 
Mobilis ierung und für di e Zivilverteidigung 
ergriffen worden sind". 

Dokumentensmutz 

Falls ein Feind Je die Hau ptstadt des ameri­
kanischen Kontinents, Washington, bombar· 
dieren sollte, sind die Originale der Unab­
hängigkeit serklärung , der Verfassung und der 
"Bill of Rights W 

- unbedingt bombensicher 
geschützt. 
Sobald reindliche Flugzeuge gesichtet werden. 
läuft im Nationalorchiv am Fuße des Kapitol­
hügols ein Signal ein. Die dort stationierte 
Wache wird eine kleine Bronzetür an dem 
marmornen Schaukasten, In dem die Doku­
mente Ilegen, aufschließen und auf einen 
Knopf drücken. Daraufhin versenken drei 
Arme, die wie überdimensionierte Scheren­
heber aussehen, die vergilbten Pergamente 
samt der Vitrine In ein besonders zu di e­
sem Zweck rund 6 m unter den Fußboden der 
Ausstellungshalle gebautes Gewölbe. 
90 Sekunden nach Eingang der Warnung 
schlleß t sich die 40 em starke Doppeltür des 
Gewölbes. Jetzt ruhen die Dokumente sicher. 
Es sei denn, das Gebäude wird von einem 
Atombombenvollt reffer vernichtet. Wird der 
elektrische Strom unterbrochen, lassen sich 
die bel den Motore, die die Dokumente ver­
senken und die GewölbeLüren schließen, aur 
zwei Akkumulatorensätze umschalten. 
Die äußeren Wii nde des Gewölbes bestehen 
aus einer 1 Zoll starken Stnhlplatte. Dar­
auf li egen 6' /. Zoll (16,38 em) Beton, ein hal­
ber Zoll (1.13 eml perforierter Stahl und 
wieder 6"t Zoll (16.38 em) Beton. Audt die 
innere Wand besteht aus einer 1 Zoll starken 
Stohl platte. Von den beiden ineinandergrei­
renden Türen wiegt jede mehr als 5 t. 

Industri eluftsdlu tz in Milwaukee 

Im Gebiet von Groß-Milwoukee wurde kürz­
lich in den größeren und kleineren Industrie­
firmen der Stadt eine Befragung über ihre 
Zivilschutzmaßnahmen durchgeführt. Die Aus­
wertung ergab fo lgende Zahlen: 
60'1, der befrogten Firmen berichteten, daß 
sie einen ZivIlverteidigungsbeauftragten er­
nannt hätten, um in ihren Werken die not­
wendigen VorKehrungen treffen zu können; 
49' 1, wo ren bereits on dos öffentliche Warn­
netz der Zivilverteidigung angeschlossen; 
21'1, hatten in ihrer Katastrophenplanung 
Vorhhrungen zur Evakuierung des im Werk 
beschllftigten Personals ge troffen ; 
22'1, verfügten über fertige Pläne zur Still­
legung ihrer Werksanlagen für den Fall der 
Anordnung von Evakuierungsma6nahmen; 
9'1, all er befragten Firmen hatten Vorkehrun­
gen für die Sicherheit ih res Schlüsselperso­
nals ge troffen, indem sie Ausweimstellen ein­
gerichtet hallen; 
36'1, hotten von ihren wichtigsten Untell gen 
Duplikate angerertigt und in Aufbewahrungs­
orte gebracht oder s ie verfügten über Not­
unte rkün h e. wo diese Un terlagen deponiert 
werden konnten; 
24'1, hotten sich um innerhalb des Werkes 
gelegene Schutz räume für die bei ihnen Be­
schiiflig ten oder einen sonstwie geeigneten 
Schutz bemüht; 
89'/' erklärten, sie würden gerne mehr dar­
über er fahren, wie ihr Werk aur den Fall 
einer Katastrophe vorbe reitet werden kann, 
und wo ren bereit, einen Vertreter des Werks 
an einem Lehrgang für den Industrieschutz 
teilnehmen zu lossen. 


